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Allgemeines

Liebe Leserinnen und Leser,
2013 war wieder ein sehr turbulentes Jahr für 
das Landesamt für Gesundheit und Soziales 
mit stetigen Herausforderungen in vielen Be-
reichen.
Auch in diesem Jahr bildete die Aufnahme, 
Unterbringung und Versorgung von Flücht-
lingen wieder einen Schwerpunkt in der Auf-
gabenstellung des LAGeSo. Bis zum Jahresen-
de hatten sich mehr als 18.600 Personen als 
Asylbegehrende in Berlin gemeldet, rund 6000 
Menschen wurden für die Dauer des Asylver-
fahrens in Berlin aufgenommen, fast doppelt 
so viele wie 2012. Alle anderen Flüchtlinge 
wurden auf die übrigen Bundesländer verteilt. 
Der erheblich gestiegene Unterbringungsbe-
darf von Asylbegehrenden und die Gewährung 
der Sozialleistungen hat allen Beteiligten sehr 
viel abverlangt. Dem unermüdlichen Engage-
ment der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der Unterbringungsleitstelle und in den Be-
reichen der Erstaufnahme sowie der Leis-
tungsgewährung ist es zu verdanken, dass 
trotzdem alle Flüchtlinge menschenwürdig 
untergebracht und versorgt werden konnten.
Spätestens mit der Ratifizierung der UN-Be-
hindertenrechtskonvention ist es das erklärte 
Ziel aller politischen und gesellschaftlichen 
Akteure, eine inklusive Gesellschaft zu schaf-
fen, in deren Mitte ganz selbstverständlich 
Menschen mit Behinderung und ohne Behin-
derung leben. Die Schaffung und Sicherung 
von Arbeitsplätzen sind hierfür ein wichtiger 
Baustein und waren erneut ein besonders 
wichtiges Aufgabenfeld. Für Menschen mit 
Behinderung ist es oft deutlich schwieriger, 
einen ihrer Ausbildung und ihren Fähigkeiten 
angemessenen Arbeitsplatz zu finden, als für 
Menschen ohne Behinderung. Das LAGeSo ist 
bemüht,  Vorurteile bei Unternehmen, die  ei-
ner Einstellung schwerbehinderter Menschen 
entgegenstehen, durch Aufklärung zu besei-
tigen und gleichzeitig über Unterstützungs-
möglichkeiten zu informieren. Es ist wichtig, 
Fähigkeiten von Menschen mit Behinderung 

zu fördern, Vorurteile abzubauen und die 
Chancen für eine selbstverständliche Teilhabe 
am Arbeitsleben zu verbessern. Die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter des LAGeSo leisten 
hier einen wichtigen Beitrag. 
Auch dieser Jahresbericht macht deutlich, 
dass neben dem Sozialbereich zahlreiche ge-
samtstädtische Aufgaben des Gesundheits-
wesens zum Spektrum des LAGeSo gehören. 
Ein Beispiel dafür ist der Infektionsschutz 
und die wichtige Funktion des LAGeSo als 
Bindeglied zwischen den bezirklichen Gesund-
heitsämtern und der Senatsverwaltung für 
Gesundheit und Soziales sowie dem Robert-
Koch-Institut. 2013 war es u.a. die hohe Zahl 
der Maserninfektionen, die fast 500 Berliner 
Kinder und Erwachsene betraf. Eine Besonder-
heit dieses Maserngeschehens war der große 
Anteil von erwachsenen Erkrankten, der deut-
lich machte, wie wichtig und sinnvoll der Impf-
schutz gegen Masern ist. 
Die genannten Beispiele stehen nur stellver-
tretend für die Vielzahl von Aufgaben und 
Herausforderungen, denen sich die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter des LAGeSo täglich 
erfolgreich stellen.
Ich danke allen Kolleginnen und Kollegen so-
wie den Beschäftigtenvertretungen sehr herz-
lich für ihre tägliche Arbeit und ihr unermüd-
liches Engagement und bin sehr stolz auf die 
Leistungen, die 2013 erbracht wurden.
Allen Leserinnen und Lesern wünsche ich eine 
interessante und informative Lektüre des vor-
liegenden Jahresberichtes und lade Sie ein, für 
aktuelle Informationen und bei Fragen unsere 
Internetseite www.lageso.berlin.de zu besu-
chen. 

Franz Allert
Präsident des Landesamtes für Gesundheit 
und Soziales Berlin

Franz Allert 
Präsident des Landesamtes für 
Gesundheit und Soziales Berlin 
 

Vorwort des Präsidenten
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Das Landesamt für Gesundheit und Sozia-
les erfüllt wichtige Aufgaben für eine gute  
gesundheitliche und soziale Versorgung 
der Bürgerinnen und Bürger unserer Stadt. 
Rund jeder Sechster Einwohner der Haupt-
stadt hat im Jahr Kontakt mit einem  der 
verantwortungsvollen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter des LAGeSo. Dabei ist das 
Aufgabenspektrum des Landesamtes viel-
fältig und umfasst unter anderem die Heim- 
und Krankenhausaufsicht, Leistungen nach 
dem Sozialen Entschädigungsrecht sowie 
die Feststellung und Anerkennung von 
Schwerbehinderungen. Aber auch die regel-
mäßigen Badegewässerkontrollen während 
der Sommermonate gehören dazu. 
Der Ihnen vorliegende Bericht belegt ein-
drucksvoll, wie wichtig die Aufgaben der 
LAGeSo-Mitarbeiterinnen und -mitarbei-
ter für das Wohl der Menschen dieser 
Stadt sind. Ich danke den engagierten 
Kolleginnen und Kollegen für ihre Arbeit, 
die auch von Außenstehenden in diesem 
Jahr besonders gewürdigt wurde. Zur 
Auszeichnung mit dem Corporate Health 
Award gratuliere ich ganz besonders. 
Dieses  Exzellenzsiegel zeigt, dass das 
Landesamt dank vorbildlicher Vernet-
zung interner und externer Akteure im 
betrieblichen Gesundheitsmanagement 
deutschlandweit führend ist. Auch wenn 
personelle Engpässe oder Zeitmangel zu-
nächst scheinbar unüberwindbare Hürden 
bilden. Ich bin immer wieder beeindruckt, 
wie motiviert und mit welchem Engage-
ment die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter stets Lösungen im Interesse der Men-
schen unserer Stadt finden. 
Eine besondere Herausforderung des 
Jahres 2013 blieb der weiter steigende 
Zugang von Flüchtlingen nach Deutsch-
land. Politische Unruhen, gewaltsame 
Auseinandersetzungen, aber auch Ar-
mutszuwanderung führen zu  wachsen-
den Zugangszahlen. 2013 stieg die Zahl 
der Asylbewerberinnen und Asylbewerber 

bundesweit auf 127.023 an. Dieses Plus 
von rund 50.000 Zugängen im Vergleich 
zum Vorjahr hat auch das Land Berlin 
vor neue Herausforderungen gestellt. 
Fünf Prozent der in Deutschland ankom-
menden Asylbewerber hat Berlin unter-
zubringen; zudem kommen bis zu 20 % 
der Flüchtlinge zunächst über Berlin ins 
deutsche Asylverfahren. Auch jene sind 
meist zeitweise in Berlin unterzubringen 
und die Weiterreise in andere Bundeslän-
der zu organisieren. Dass es unter diesen 
Rahmenbedingungen gelungen ist eine in 
allen Berliner Bezirken gerechte Vertei-
lung zu erreichen, belegt die gute Arbeit 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Unterbringungsleitstelle.
Auch die erfolgreiche Arbeit der Kollegin-
nen und Kollegen des Versorgungsamtes 
möchte ich hier anführen. Wir wollen den 
rund 600.000 Menschen mit Behinderung 
das tägliche Leben in unserer Stadt erleich-
tern, wo es uns nur möglich ist. Es ist ge-
lungen, den Service für die vielen Kundin-
nen und Kunden des Versorgungsamtes 
weiter auszubauen. Monatlich erreichen 
uns 6.000 Anträge auf Behinderungsan-
erkennung. Dank des demographischen 
Wandels aber auch des medizinischen 
Fortschritts steigt diese Zahl jedes Jahr 
weiter. Verzögerungen in der Bearbeitung 
und lange Wartezeiten für Betroffene ga-
ben in der Vergangenheit immer wieder 
Anlass für Beschwerden. Ihre Zahl geht 
aber erfreulicherweise zurück. Ursache da-
für ist auch, dass die Fristen für Erst- und 
Folgeanträge in der Behinderungsanerken-
nung deutlich reduziert werden konnten 
und der Schwerbehindertenantrag jetzt 
online einreichbar ist.
Der demographische Wandel erfordert zu-
dem auch eine steigende Zahl an Fachkräf-
ten in den medizinischen und pflegerischen 
Berufen. Wir tun einiges, um die Zahl der 
in- und ausländischen Berufseinsteiger in 
Deutschland zu erhöhen, die Barrieren bei 

den Studien- und Ausbildungszugangsvo-
raussetzungen zu erleichtern und diese 
bundesweit transparent und einheitlich  
zu gestalten. Vor allem im Bereich der Al-
tenpflege sollte das dazu beitragen, dass 
wir künftig über genügend Fachkräfte 
verfügen, um pflegebedürftige Menschen 
gut versorgen zu können. Aus diesem 
Grund haben wir auch unsere Kampagne 
„Gepflegt in die Zukunft“  auf den Weg ge-
bracht, um mehr Menschen für die Pflege 
zu begeistern und gleichzeitig das Anse-
hen des Berufes zu stärken.
Die vorgenannten Themen geben einen 
kleinen Einblick in das umfangreiche Ar-
beitsgebiet des  Landesamtes für Gesund-
heit und Soziales. Allen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern des Landesamtes danke 
ich für Ihren Einsatz und Ihre engagierte 
Arbeit. Unsere Stadt wächst und unsere 
Stadt wird älter. Beides sind gute Ent-
wicklungen und gleichzeitig Aufgabe für 
uns. Zusammen mit dem Landesamt für 
Gesundheit und Soziales möchten wir die-
se Herausforderung angehen.

Mario Czaja
Senator für Gesundheit und Soziales

Grußwort des Senators für Gesundheit und Soziales
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Meilensteine des Jahres 2013Höhepunkte des Jahres 2013 
 

 
11. – 13. April 2013 

 
Bundespräsident besucht anlässlich der  

60 Jahr Feier das ehemalige  
Notaufnahmelager Marienfelde 

 
 

 
12. April 2013 

 
Ausgabe des ersten 

Schwerbehindertenausweises im 
Scheckkartenformat 

 

 
14. Mai 2013 

2. Beschluss der AG der deutschen 
Landesprüfungsämter zu bundesweit 

einheitlichen Zugangsvoraussetzungen für den 
Zugang zur Ausbildung der Psychologischen 

Psychotherapeuten 

 
17. Juli 2013 

 
Vorstellung des  

LAGeSo-Jahresberichtes 2012  
 

 
9. August 2013 

 
2. Verleihung des Landespreises für  

alternative Forschungsmethoden statt 
Tierversuchen 

 

 
12. August 2013 

 
An mehreren Badestellen wird nach 

Starkregenfällen vom Baden abgeraten 

 
21. August 2013 

 
Eröffnung der Gemeinschaftsunterkunft für 

Flüchtlinge in der Carola-Neher-Straße in 
Hellersdorf 

 
22. – 26. September 2013 

 
Städtepartnerschaft Berlin – Moskau:  

12. Seminar im Bereich Soziales in Berlin 
 

 
4. November 2013 

 
Grundsteinlegung für den Neubau der 

Psychiatrie des Vivantes Klinikums 
Hellersdorf 

 

 
21. November 2013 

 
Auszeichnung des LAGeSo mit dem  

„Corporate Health Award“ 
 

 
 

26. November 2013 
 

„Berliner Ratgeber für Menschen mit 
Behinderung“ aktualisiert 

 

 
11. Dezember 2013 

 
Verleihung des Inklusionspreises 2013  

an Berliner Arbeitgeber 
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Die Ausstellung „Mein Weg zur Arbeit“ im LAGeSo Berlin
Das Landesamt für Gesundheit und Sozi-
ales und die Landesarbeitsgemeinschaft 
der Werkstätten für behinderte Men-
schen Berlin e.V. (LAG WfbM) luden im 
Oktober zur Eröffnung der Ausstellung 
„Mein Weg zur Arbeit“ ein. Gezeigt wur-
den unterschiedliche Werke von Men-
schen, die in den Werkstätten der LAG 
beschäftigt sind. Der Staatssekretär für 
Soziales, Dirk Gerstle, sprach ein Gruß-
wort und machte zusammen mit dem 
Präsidenten des LAGeSo, Franz Allert, 

einen Rundgang durch die Ausstellung.
Durch den gemeinsamen Aufruf von 
LAGeSo und LAG zu einem Foto-Wett-
bewerb mit dem Thema „Mein Weg zur 
Arbeit“ wurden aus den 17 Werkstätten 
für behinderte Menschen Berlins 49 Wer-
ke eingereicht. Im Rahmen der Ausstel-
lungseröffnung wurde der gemeinsame 
Kalender 2014 präsentiert, in dem eine 
Auswahl der ausgestellten Arbeiten ver-
öffentlicht ist. 
Die Künstlerinnen und Künstler haben in 

Fotografien und kombinierten Foto-Mal-
Collagen ihren ganz individuellen Weg 
zur Arbeit dargestellt. Ob es der kleine 
Spatz am Wegesrand ist oder die Collage 
der verschiedensten Eindrücke, die an ei-
nem Morgen auf dem Weg zur Arbeit ge-
sammelt wurden, jedes Werk zeigt dem 
Betrachtenden einen Ausschnitt aus dem 
Leben des Künstlers oder der Künstlerin. 
Für diese Teilhabe an ihrem Leben möch-
ten wir uns alle bedanken.

Katja Nickel, GESchICHTet, 2013, USE

Uwe Brandenburg, Storkower Brücke, 2013, Integral Uwe Brandenburg, Fahrräder, 2013, Integral

Willi Heibing, ohne Titel, 2013, KHS

Ramona Käßler, Arbeitsweg, 2013, Spektrum
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Ausstellung „Herzflattern“ im Abgeordnetenhaus
Die Ausstellung „Herzflattern“ entstand in einer Kooperation des LAGeSo mit dem Abge- 
ordnetenhaus und ist dort bis März 2015 zu besichtigen. Die Ausstellung „Herzflat-
tern“ bezieht sich auf die besondere Aufbruchsstimmung nach 1989 und präsentiert 
mit 60 Werken aus dem Bestand der Artothek der Sozialen Künstlerförderung des LA-
GeSo eine Auswahl der besten Erwerbungen aus dieser Zeit. Zu sehen ist eine beeindru-
ckende Vielfalt künstlerischer Handschriften, die auch den Wandel von ursprünglich 
sehr verschiedenen Kunstauffassungen in Ost und West dokumentieren. Vor allem 
zeigt die Ausstellung, dass in den letzten zehn Jahren der Künstlerförderung die Strö-
mungen schneller wechselten und – abseits von allen Ost-West-Debatten – viele neue 
Talente die Kunstszene in Berlin mitbestimmten.
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Peter L. Schedler, Saturnalien I und II, 1999

Erol Uysal, Apparat, 1987 Sergej Dott, ohne Titel, 1984
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Vom „Notaufnahmelager Marienfelde“ 
bis zur „Zentralen Aufnahmestelle des 
Landes Berlin für Aussiedler“ – die histo-
rische Einrichtung in Berlin-Marienfelde 
hatte seit ihrer Eröffnung am 14. April 
1953 viele Namen. Rund anderthalb 
Millionen Menschen passierten in sechs 
Jahrzehnten das „Tor zur Freiheit“. Seit 
2010 wird die Einrichtung vom Interna-
tionalen Bund im Auftrag des LAGeSo als 
Übergangswohnheim für Flüchtlinge und 
Asylbewerber genutzt. Hier hat auch das 
Museum - die Erinnerungsstätte Notauf-
nahmelager Marienfelde - seinen Sitz.

Anlässlich des 60. Jahrestages des Not-
aufnahmelagers Marienfelde organisier-
te die Stiftung Berliner Mauer am 14. Ap-
ril 2013 einen Festakt. Bundespräsident 
Joachim Gauck und der Senator für Inne-
res und Sport, Frank Henkel, würdigten 
die Bedeutung des Ortes für die deutsch-
deutschen Flüchtlinge bis hin zur aktuel-
len Asylpolitik.

Festakt „60 Jahre Notaufnahmelager Marienfelde“
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Bundespräsident Joachim Gauck 

Franz Allert, Präsident des Landesamtes für Gesundheit und Soziales Berlin im Gespräch mit Joachim Gauck, Bundespräsident
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„So erinnert Marienfelde heute an die deut-
sche Teilung und an ihre Überwindung, an die 
Anziehungskraft und die Aufgaben von Demo-
kratie, von Rechtsstaatlichkeit und Freiheit. 
Und sie gemahnt uns zugleich an das, was 
Gegenwart ist: dass überall in unserem Land 
und auf der Welt Menschen auf der Suche sind 
nach Rechtsstaatlichkeit, nach einem besse-
ren Leben, nach einem Leben in Freiheit“. Mit 
diesen Worten schloss Bundespräsident Joa-
chim Gauck seine ergreifende Festrede ab.

Auf dem anschließenden Empfang bot sich 
den 140 geladen Gästen die Gelegenheit für 
Gespräche in ungezwungener Atmosphäre 
und bei strahlendem Sonnenschein. An die-
sem besonderen Tag stießen Vergangenheit 
und Gegenwart aufeinander: Bewegende 
persönliche Erinnerungen, die Zeitzeugen 
einbrachten, waren ebenso Inhalte der Ge-
sprächsrunden wie es die aktuelle Aufnahme-
situation von Flüchtlingen und Asylbewerbern 
war.
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Diskussionsrunde mit Frank Henkel - Senator für Inneres  
und Sport

Rundgang durch das „Notaufnahmelager Marienfelde“

Kinder aus dem Asylbewerberheim „Notaufnahmelager Marienfelde“
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28. Bundesweites Volleyball- und Fußballturnier der 
Versorgungsämter in Berlin

Am 21. Juni 2013 fand das Volley- u. Fußballturnier der Versorgungsämter aller Bundesländer 
in Berlin statt. 
Austragungsort war die Friedrich-Ebert Sportanlage in Tempelhof. Beim Volleyball traten ins-
gesamt 14 Mannschaften an, wobei Berlin erstmalig am Volleyballturnier teilnahm und einen 
sensationellen 6. Platz belegte. Das Team aus Brandenburg setzte sich im Finale gegen München 
durch. Im Fußball konnte unsere Mannschaft erst im Finale von den Hessen gestoppt werden, 
wobei beim Fußballturnier leider nur 5 Mannschaften teilnahmen. 
Das nächste Turnier wird 2014 in Saarbrücken stattfinden. Hoffentlich mit je einer schlagkräf-
tigen Fuß- und Volleyballmannschaft aus Berlin. 
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Volleyballmannschaft des LAGeSo

Fußballmannschaft des LAGeSo
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Fachseminare
Die Fachseminare zu Fragen der umfassenden 
Teilhabe von Menschen mit Behinderung er-
folgen zweimal jährlich abwechselnd in Berlin 
und in Moskau. Mitte Juni fand das 11. Sozial-
seminar in Moskau statt. Die Berliner Delega-
tion tauschte sich mit ihren russischen Part-
nern über die aktuellen Entwicklungen auf 
dem Gebiet des Sozialwesens aus. So prüft die 
Regierung der Russischen Föderation (RF) ge-
genwärtig die Einführung der Institution „Be-
auftragter für Menschen mit Behinderung“. 
Dr. Jürgen Schneider, Landesbeauftragter des 
Landes Berlin für Menschen mit Behinderung, 
konnte in diesem Zusammenhang einen wert-

vollen Erfahrungsbeitrag leisten. Die Berliner 
Delegierten zeigten sich von den Besichtigun-
gen moderner Einrichtungen der sozialen und 
medizinischen Rehabilitation der Stadt Mos-
kau sowie des Integrationsunternehmens 
„Forteprint“ besonders beeindruckt. In einem 
Fachgespräch mit Vladimir Petrosyan, Minis-
ter der Moskauer Regierung, Leiter des De-
partements für soziale Sicherheit der Bevöl-
kerung der Stadt Moskau, wurde vereinbart, 
den Fachaustausch zu Fragen der beruflichen 
Integration schwerbehinderter Menschen zu 
intensivieren.
Ende September führte das LAGeSo in Ber-
lin das 12. Sozialseminar durch. Unter der 

Leitung des Sozialministers Vladimir Petros-
yan behandelten die Moskauer Delegierten 
schwerpunktmäßig die Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention (BRK) im Land 
Berlin sowie die Förderung von Integrations-
projekten und die Arbeitsweise der Berliner 
Heimaufsicht. Dirk Gerstle, Staatssekretär 
für Soziales, würdigte die inhaltliche Ausrich-
tung des Sozialseminars am Leitgedanken der 
Inklusion. Auch die Moskauer Amtskollegen 
haben sich der Umsetzung der UN-BRK ver-
pflichtet: Die Konvention ist seit Mai 2012 gel-
tendes Recht in Russland. Erstmalig wurden 
die Seminarteilnehmer in der Botschaft der 
Russische Föderation zu einem Fachgespräch 

empfangen. Botschaftsrat Sergey Babkin, 
Leiter des Wirtschaftsreferats, würdigte das 
Berliner Sozialwesen sowie die Behinderten-
politik und sprach sich für die Intensivierung 
des Fachaustausches der Metropolen Berlin 
und Moskau auf dem Gebiet Soziales aus. Im 
Rahmen der Auswertung der Arbeitsergeb-
nisse vereinbarten Mario Czaja, Senator für 
Gesundheit und Soziales, und Sozialminister 
Vladimir Petrosyan, die Erstellung eines Kon-
zeptes zur Durchführung von Hospitationen 
für Spezialisten aus Moskauer Einrichtungen 
der sozialen und medizinischen Rehabilitation 
in Berlin.

Städtepartnerschaft Berlin-Moskau 

Die Metropolen Berlin und Mos-
kau verbindet seit 23 Jahren eine 
Städtepartnerschaft. Themen 
wie Stadtentwicklung, Soziales, 
etc. sind feste Bestandteile die-
ser Kooperation. Der Präsident 
des LAGeSo, Franz Allert, leitet 
die beidseitig gewinnbringende 
Partnerschaft auf dem Gebiet 
Soziales, die von gegenseitigem 
Vertrauen geprägt ist und zur 
Entwicklung der deutsch-rus-
sischen Beziehungen beiträgt. 
Die Zusammenarbeit im Bereich 
Soziales wurde 2006 mit dem 
Abschluss einer Vereinbarung 
besiegelt und im Sinne der 
Grundlagen der UN-Behinder-
tenrechtskonvention (UN-BRK) 
2012 fortentwickelt. Im Dezem-
ber 2013 fand unter der Leitung 
des Chefs der Senatskanzlei, 
Staatssekretär Björn Böhning, 
in Berlin eine Besprechung zur 
Städteverbindung Berlin-Mos-
kau statt. Auf Vorschlag des Mi-
nisters für außenwirtschaftliche 
und internationale Beziehungen, 
Sergej Tscheremin, wurde dabei 
beschlossen, einen 3-Jahres-
Maßnahmeplan als Basis für die 
Zusammenarbeit 2014-2016 zu 
entwickeln. 
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Internationale Kontakte
Singapur
Auf Anfrage der Singapurischen Botschaft 
organisierte das LAGeSo im April einen Fach-
austausch für eine Delegation aus Singapur. 
Führungskräfte des Ministerium für Soziales 
und Familie, des Finanzministeriums, des Mi-
nisteriums für Schule und Bildung sowie Ver-
treter von Singapurischen Interessenverbän-
den informierten sich über die Aufgaben und 
Leistungen des Berliner Integrationsamtes. 
Anschließend empfing der Integrationsfach-
dienst (IFD) Süd die Delegierten. Der Besich-
tigung vor Ort folgte ein Gedankenaustausch 
zum Aufgabenspektrum der Integrations-
fachdienste.

Russische Föderation (RF)
Das Bundesministerium für Arbeit und Sozia-
les (BMAS) führte Anfang Juli in Berlin mit Ver-
tretern des Russischen Ministeriums für Ar-
beit und Sozialschutz ein zweitägiges Seminar 
zur Umsetzung der UN-BRK durch. Auf Bitte 
des BMAS empfing das LAGeSo die russischen 
Führungskräfte zu einem Fachaustausch, der 
sich vorrangig dem Themenkomplex „Fest-
stellung des Grades der Behinderung“ wid-
mete. Dabei spielte die gesetzliche Grundlage 
der Begutachtung eine ebenso wichtige Rolle 
wie die Sicherung der Objektivität und weitere 
Herausforderungen, die Verantwortliche un-
seres Amtes in der täglichen Praxis zu meis-
tern haben. 
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Basilius-Kathedrale in Moskau
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Jahresbericht LAGeSo -  Organisation

ORGANISATION
Das Landesamt für Gesundheit und Soziales ist organisa-
torisch der Senatsverwaltung für Gesundheit und Soziales 
nachgeordnet. Inzwischen wird schon jeder sechste Berliner 
mit Leistungen aus dem sozialen oder gesundheitlichen Be-
reich versorgt. Das Aufgabenspektrum des Landesamtes ist 
vielfältig und in drei Bereiche aufgegliedert: Gesundheit, So-
ziales und Versorgung. Erfahren Sie in diesem Abschnitt mehr 
über die Organisation der Behörde.

Foto © Miredi - Fotolia.com
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Standorte des LAGeSo

Turmstraße 21
(Gelände des ehemaligen Kranken-
hauses in Moabit) 
10559 Berlin (Moabit) 
Tel.: 030/90 229-0

Präsident, Leitungsbereich Z, Gremien, Zen-
traler Service, Zuwendungsangelegenheiten  
im Gesundheits – und Sozialbereich, Kran-
kenhausaufsicht, Arzneimittelwesen, Apo-
thekenwesen, Medizinproduktesicherheit, 
Veterinärwesen, Lebensmittelwesen, Gen-
technik, Infektionsschutz, gesundheitlicher 
Verbraucherschutz, Ärztlicher Dienst, Zent-
rale medizinische Gutachtenstelle – ZMGA, 
Archivierung von Akten des ehemaligen 
Krankenhauses Moabit, des Landesinstituts 
für Sportmedizin u.a., Zentrale Aufnahmeein-
richtung und Leistungsstelle für Asylbewerber 
einschließlich Rückkehr- und Weiterwande-
rungsberatung, Berliner Unterbringungsleit-
stelle, Heimaufsicht, Vertriebenenangelegen-
heiten, Rehabilitierungsbehörde, Geschütztes 
Marktsegment, Integrationsamt

Sächsische Straße 28
10707 Berlin (Wilmersdorf) 
Tel.: 030/90 229-0

Zentraler Service „Recht“ (außer Ord-
nungswidrigkeiten Pflegeversicherung), 
Rentengruppen und Hauptfürsorgestelle, 
Orthopädische Versorgungsstelle, Schwerbe-
hindertenrecht, KundenCenter, Sonderfahr-
dienst, Versicherungsamt

Fehrbelliner Platz 1

10707 Berlin (Wilmersdorf) 
Tel.: 030/90 229-0

Geschäftsstelle der Ethik-Kommission des 
Landes Berlin, Berufe im Gesundheits- und 
Sozialwesen, Landesprüfungsamt 

Ringstraße 44-66
12105 Berlin (Mariendorf) 
Tel.: 030/46302-0

Artothek der Sozialen Künstlerförderung, 
Krankenbuchlager und Versorgungsarchiv 

Jahresbericht LAGeSo -  Organisation
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1.
Bürgernähe und Kundenfreund-
lichkeit sind die zentralen Anliegen 
unseres Handelns.
Wir verstehen uns als qualifizierte Partner/
innen unserer Kunden. Wir beachten das 
Gleichheitsgebot, handeln unparteiisch und 
mit interkultureller Kompetenz. Wir begegnen 
unseren Kunden freundlich, offen, vertrau-
ensvoll, tolerant und ehrlich. Wir nehmen die 
Kundenanliegen ernst und entscheiden zeit-
nah. Mit kundenorientierten Öffnungszeiten 
und dem Einsatz moderner Kommunikations-
technik gewährleisten wir eine bestmögliche 
Erreichbarkeit. Unsere Dienstleistungen prä-
sentieren wir zielgerichtet in der Öffentlich-
keit. 

2. 
Wir sind eine lernende Organisation.

Als moderne Gesundheits- und Sozialbehörde 
entwickeln wir gemeinsam die Qualität unse-
rer Arbeit. Unsere Verwaltung befindet sich in 
einem ständigen Prozess der Fortentwicklung. 
Veränderungen begreifen wir als Chancen. 
Unsere Aufgaben und deren Wahrnehmung 
überprüfen wir kritisch. Wir akzeptieren, dass 
wir Fehler machen und lernen aus ihnen.

3.
Wir identifizieren uns mit unseren 
Aufgaben und erledigen diese 
engagiert.
Die täglichen Anforderungen bewältigen wir 
kreativ und ergebnisorientiert. Gegenseitiges 
Vertrauen ermöglicht es uns auch, unkon-
ventionelle Lösungswege zu erproben. Dabei 
gewinnen wir neue Erfahrungen und Erkennt-
nisse. Mit unserer Gestaltungs- und Entschei-
dungsfreiheit gehen wir verantwortungsvoll 
um. Wir beteiligen uns kontinuierlich und ak-
tiv an der Verbesserung von Arbeitsabläufen 

und Informationsflüssen. Hierbei greifen wir 
auf unsere Ideen und Erfahrungen zurück. Mit 
anderen Behörden und Institutionen arbeiten 
wir vertrauensvoll und partnerschaftlich zu-
sammen. 

4. 
Durch kompetentes Handeln 
schaffen wir Vertrauen.
Rechtmäßigkeit ist unser oberstes Gebot. Wir 
nutzen die gegebenen Gestaltungsrahmen 
für wirksame und bedarfsgerechte Leistun-
gen. Unsere Entscheidungen formulieren wir 
klar, verständlich und nachvollziehbar. Unse-
ren Kunden gegenüber treten wir verlässlich 
auf. Unsere fachliche und soziale Kompetenz 
erweitern wir durch praxisgerechte und ziel-
gerichtete Fortbildung. Unsere berufliche und 
persönliche Qualifizierung orientiert sich an 
unseren aktuellen und künftigen Aufgaben.

5. 
Wir handeln wirtschaftlich.
Jede/r von uns trägt die Verantwortung für 
eine wirtschaftliche Aufgabenerledigung und 
den sachgerechten Umgang mit unseren Res-
sourcen. Arbeitsabläufe und Organisations-
strukturen gestalten wir transparent, effizi-
ent und ergebnisorientiert. Über Änderungen 
unserer Arbeitsgrundlagen und –organisa-
tion informieren wir die davon Betroffenen 
zeitnah und zielgerichtet. Serviceeinheit und 
Fachabteilungen arbeiten kundenorientiert 
zusammen.

6.
Partnerschaftliches Verhalten be-
stimmt unser Miteinander.
Wir erarbeiten Lösungen im konstruktiven 
Dialog. Wir unterstützen uns gegenseitig bei 
der Bewältigung neuer Herausforderungen. 
Wir übernehmen die Verantwortung für un-

Unser Leitbild 
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ser Handeln und Verhalten. Wir sind über Hi-
erarchiegrenzen hinweg gesprächsbereit und 
betrachten uns als ein Team. Wir bringen uns 
aktiv in Entscheidungsprozesse ein und tra-
gen Entscheidungen gemeinsam. Personal-, 
Haushalts- und IT-Entscheidungen treffen 
wir transparent und nachvollziehbar; die Be-
troffenen und die Arbeitsbereiche beziehen 
wir mit ein.

7.
Gegenseitige und zielgerichtete 
Information kennzeichnet unsere 
Zusammenarbeit.
Wir beraten und informieren uns gegenseitig 
und gestalten aktiv unsere Zusammenarbeit. 
Informationsbedürfnisse werden zielgerichtet 
und umfassend erfüllt. Regelmäßige Dienst-
besprechungen sind für uns selbstverständ-
lich.

8. 
Unsere Führungskräfte tragen eine 
besondere soziale und ergebnisbe-
zogene Verantwortung.
Die Zusammenarbeit mit den Beschäftig-
tenvertretungen ist offen, konstruktiv und 
kooperativ. Führungskräfte haben eine be-
sondere Vorbildfunktion. Führen und Leiten 
bedürfen einer kontinuierlichen Fortbildung. 

Wir optimieren gemeinsam Arbeitsergebnis-
se. Grundlage hierfür sind rechtzeitige und 
umfassende Informationen, die Vereinbarung 
von Zielen und die Transparenz von Entschei-
dungen. Führungskräfte und Mitarbeiter/in-
nen unterstützen sich gegenseitig.

9. 
Unser Miteinander ist von Toleranz 
geprägt.
Wir begegnen uns mit Offenheit und Klar-
heit. Konstruktive Kritik ist ausdrücklich er-
wünscht. Konflikte tragen wir sachlich und in 
gegenseitiger Achtung aus. Wir respektieren 
uns, verhalten uns partnerschaftlich, ehrlich, 
loyal, tolerant und achten   abweichende Mei-
nungen. Jede Form von Diskriminierung leh-
nen wir ab.

10. 
Wir respektieren unterschiedliche 
Lebensweisen und unterstützen die 
Vereinbarkeit von Lebensplanung 
und Beruf.
Der Ausgleich dienstlicher und persönlicher 
Interessen ist uns wichtig. Wir nehmen Rück-
sicht auf individuelle Bedürfnisse.  Auf die 
Gesundheit als schützenswertes Gut legen 
wir bei der Planung und Gestaltung unserer 
Arbeit besonderen Wert.
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Die progressive Entwicklung des Haushaltsvolumens setzte sich 2013 aufgrund weiter erheblich 
gestiegener Ausgaben (+ 38,1 Mio. €) für die Unterbringung und Betreuung von Asylbewerberin-
nen und Asylbewerber fort. Die Gesamtausgaben des Landesamtes beliefen sich auf 264,5 Mio. €  
(2012: 226,5 Mio. €). Davon stellen die sogenannten Transferausgaben, bspw. Zahlungen an 
Bürger, Verbände oder Unternehmungen aufgrund sozialrechtlicher Leistungsansprüche, mit 
annähernd drei Vierteln den weitaus überwiegenden Anteil der Ausgaben dar. Einen Schwer-
punkt bilden dabei nach wie vor mit rd. 25,3 Mio. € die Aufwendungen für die Kriegsopferver-
sorgung, die direkt aus dem Haushalt des Bundes geleistet werden (2012: 29,6 Mio. €). Daneben 
werden Transferausgaben unmittelbar aus dem Haushalt des Landes Berlin geleistet, zum Teil 
mit erheblichen Refinanzierungsanteilen des Bundes. Beispielhaft zu nennen wären hier:

	 Aufwendungen für die Kriegsopferfürsorge 10,9 Mio. € (2012: 11,6 Mio. €)
	 Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 74,1 Mio. € (2012: 36,1 Mio. €)
	 Leistungen nach dem 1., 2. und 3. SED-Unrechtsbereinigungsgesetz 25,0 Mio. €  
	 (2012: 25,9 Mio. €)
	 Leistungen nach dem Opferentschädigungsgesetz 18,7 Mio. € (2012: 17,8 Mio. €)
	 Leistungen nach dem Infektionsschutzgesetz 5,9 Mio. € (2012: 5,4 Mio. €)
	 Ausgaben im Zusammenhang mit der Ausgleichsabgabe nach SGB IX 36,4 Mio. €  
	 (2012: 32,4 Mio. €).

Die für den Betrieb der Dienststelle notwendigen Personalaufwendungen betrugen 41,7 Mio. € 
(2012: 40,7 Mio. €). Die Sachausgaben (einschließlich Investitionen) von rd. 17,4 Mio. € weisen 
gegenüber 2012 (17,0 Mio. €) kein bedeutend verändertes Volumen aus.

Haushalt

Ausgabenentwicklung 
2011 - 2013
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Personalentwicklung und Gesundheits-
management im Sinne der vorgenannten 
Richtlinien der Regierungspolitik werden im 
LAGeSo bereits seit vielen Jahren – um ge-
nau zu sein seit 2000 – groß geschrieben. 
Seither kümmern sich ausgebildete Perso-
nalentwicklungsberaterinnen und Gesund-
heitskoordinatorinnen mit Unterstützung 
der Hausleitung, der Führungskräfte und der 
Beschäftigtenvertretungen darum, dass die 
Leistungs- und Arbeitsfähigkeit der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter trotz des steigenden 
Durchschnittsalters und einer zunehmenden 
Arbeitsverdichtung bei gleichzeitigen Per-
sonaleinsparungen erhalten bleibt. Zahlrei-
che Personalentwicklungsinstrumente und 
-maßnahmen, wie beispielsweise das jährlich 
zu führende Personalentwicklungsgespräch 
geben dabei wertvolle Hinweise sowohl zu 
Belastungsfaktoren als auch zu Entwicklungs-
bedarfen und -notwendigkeiten.
Ein weiteres Zeichen für die gute Zusam-
menarbeit auf allen Ebenen wurde mit dem 
Abschluss einer Dienstvereinbarung zum be-
trieblichen Eingliederungsmanagement im 
Jahr 2013 gesetzt. Die Vereinbarungspartner 
sehen diesen Abschluss und die Umsetzung 
als weiteren Baustein der Entwicklung des 
LAGeSo zu einer modernen und attraktiven 
Dienststelle. Sie haben das gemeinsame Ziel, 
die Gesundheit der Beschäftigten zu erhalten, 
zu fördern sowie eine dauerhafte Teilhabe am 
Arbeitsleben zu ermöglichen. Darüber hinaus 
soll die Vereinbarung die persönliche Zufrie-
denheit der Beschäftigten fördern und zur 
weiteren Verbesserung des Betriebsklimas 
beitragen.
Gleichwohl wurde die Erhaltung der Leis-
tungsfähigkeit des LAGeSo im Jahr 2013 
zunehmend durch eine überproportional 
steigende Anzahl an Asylbewerbern auf eine 
harte Probe gestellt. Hierbei galt es, sowohl 
die „Flut“ der Antragsteller zu bewältigen als 
auch die Belastbarkeit und die Gesundheit der 
vorhandenen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

ter nicht aus den Augen zu verlieren. Gleich-
zeitig mussten Wege gefunden werden, dem 
übermäßig steigenden Arbeitsvolumen einer-
seits durch interne Maßnahmen zu begegnen, 
andererseits aber auch die Politik davon zu 
überzeugen, dass ungeachtet der personellen 
Sparvorgaben des Landes Berlin das vorhan-
dene Personal allein diese Belastung auf Dau-
er nicht bewältigen kann.
Nur im Zusammenwirken aller Beteiligten ist 
es letztlich gelungen, diese – auch weiterhin 
anhaltende – Herausforderung zu meistern. 
So konnten mit Zustimmung der zuständigen 
Senatsressorts zahlreiche befristete Arbeits-
verträge zunächst für die Dauer des Doppel-
haushalts 2014/2015 verlängert und neue be-
fristete Arbeitsverträge geschlossen werden. 
Diese Maßnahmen haben zu einer Entlastung 
der Arbeitssituation im Referat Asylangele-
genheiten (II A) sowie zur Entlastung des Ar-
beitsmarktes beigetragen.
Aber auch in anderen Abteilungen tätige Be-
schäftigte zeigten ein hohes Maß an Verant-
wortungsbewusstsein und Hilfsbereitschaft 
und unterstützten das Referat II A durch einen 
auf sechs Monate befristeten freiwilligen Ein-
satz in den publikumsstarken Bereichen. Ih-
nen sowie den Vorgesetzten und Kolleginnen 
und Kollegen gebührt Lob und Anerkennung 
und ein herzliches „Danke“, denn die Arbeit 
in den von dem Hilfseinsatz betroffenen Be-
reichen musste ebenfalls weitergehen und auf 
andere Schultern verteilt werden.
Unabhängig davon, dass eine solche Maß-
nahme auch ein Zeichen der Zusammengehö-
rigkeit und des kollegialen Miteinanders ist, 
dient sie zugleich der individuellen Personal-
entwicklung. Gerade vor dem Hintergrund des 
demografischen Wandels ist es wichtig, die 
Flexibilität der Beschäftigten zu erhöhen und 
ihnen zugleich die Möglichkeit einzuräumen, 
einmal über den „Tellerrand“ zu schauen.
Von nicht minderer Bedeutung ist ferner die 
Verjüngung des Personalkörpers insbesonde-
re durch gut ausgebildetes Nachwuchsperso-

Gesundheitsförderndes Personalmanagement 
 –Realität oder Vision?–  

„Berlin muss über eine leistungs-
fähige und den zu bewältigenden 
Aufgaben gewachsene Verwal-
tung verfügen. Die Erhaltung der 
angemessenen Arbeitsfähigkeit 
der Berliner Verwaltung setzt 
sowohl entsprechende Maßnah-
men zur Verbesserung der Effi-
zienz und zur Personalentwick-
lung als auch – angesichts des 
demografischen Wandels – die 
Einstellung zahlreicher Nach-
wuchskräfte voraus. Ebenso ist 
eine systematische landesweite 
Führungskräfte- und Führungs-
kräftenachwuchsentwicklung 
erforderlich.“ (Richtlinien der 
Berliner Regierungspolitik, Ab-
schnitt XIII.10).
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nal. Umso erfreulicher ist es, dass das LAGe-
So seit 2011 auf insgesamt 40 übernommene 
Auszubildende zurückblicken kann, von denen 
allein 17 im Jahr 2013 einen Arbeitsvertrag 
erhalten haben. Eine Vielzahl dieser Auszubil-
denden wie auch Regierungsinspektorinnen 
und -inspektoren auf Probe haben neben dem 
bereits erwähnten Zusatzpersonal sowie dem 
leistungsbereiten und– starken Stammperso-
nal die Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes 
bei II A und auch in anderen Bereichen ge- 
sichert.

Es ist deshalb das erklärte Ziel des LAGeSo, 
auch weiterhin neben einer systematischen 
und gezielten gesundheitsfördernden Perso-
nal- und Führungskräfteentwicklung, Nach-
wuchskräften den Einstieg in das Erwerbsle-
ben zu ermöglichen und damit zugleich einen 
Beitrag zur Steigerung der Mitarbeitermoti-
vation sowie auch der Kundenzufriedenheit 
zu leisten.

Im Sommer 2013 begannen die Vorbereitun-
gen für die modellhafte Erprobung der ganz-
heitlichen Bearbeitung von Widersprüchen in 
Schwerbehinderten-Verfahren. Die einstufige 
Widerspruchsbearbeitung im Rechtsreferat 
ZS A soll an die Stelle des bisher gestuften 
Verfahrens der Abhilfeprüfung im Schwerbe-
hindertenreferat III D und der Widerspruch-
serteilung durch ZS A treten. Mit der Bünde-
lung aller Widersprüche im Rechtsreferat ist 
die deutliche Reduzierung der durchschnitt-
lichen Bearbeitungsdauer von Schwerbe-
hinderten-Angelegenheiten beabsichtigt. 
Denn Wege- und Liegezeiten von Verfahren 
werden verkürzt. Rückverweisungen zur wei-
teren Sachverhaltsaufklärung, zusätzliche 
Befundanforderungen und eine wiederholte 
Inanspruchnahme des Ärztlichen Dienstes 
werden vermieden. Ein weiteres Projektziel 
ist die unbedingte Sicherstellung der Qualität 
sowohl der Ausgangsbescheide wie auch der 
Widerspruchsbescheide. Aus dem Kreis der 
ersten Sachbearbeiter/innen des Referats III 
D, die bislang neben der Antragsbearbeitung 
auch Abhilfeprüfungen vornehmen, werden 
insgesamt 14 für die Dauer des Projektes 
dem Rechtsreferat zugeordnet. Dadurch wird 
das Schwerbehinderten-Referat III D, das mit 
124 Sachbearbeitern/innen größte Referat 

des Landesamtes, personell reduziert und die 
Leitungsspanne für die 10 Gruppenleitungen 
verringert. 
Durch den Wegfall der Abhilfeprüfung wer-
den insbesondere auch Personalressourcen 
für die Antragsbearbeitung erschlossen und 
die Aktenraten in der Sachbearbeitung ver-
kleinert. Punktgenau zum Jahresende waren 
von der Projektgruppe sämtliche vorberei-
tenden Maßnahmen für einen erfolgreichen 
Projektstart erledigt worden. Das Fachverfah-
ren OSAV.web wurde entsprechend ergänzt, 
14 Beschäftigte ausgewählt, neue Strukturen 
und Arbeitsabläufe festgelegt und hausin-
terne Umzüge abgeschlossen. Zum Jahres-
beginn 2014 startet die Erprobung im „Echt-
betrieb“. Alle neu eingehenden Widersprüche 
in Schwerbehinderten-Verfahren werden 
dann ausschließlich durch das Rechtsreferat 
bearbeitet. Die Projektgruppe wird den Mo-
dellbetrieb begleiten und Erkenntnisse sowie 
Mengengerüste beständig bewerten, um bei 
Bedarf sofort korrigierend eingreifen zu kön-
nen. Bis spätestens Ende 2015 soll somit eine 
Entscheidung herbeigeführt werden können, 
ob das einstufige Widerspruchsverfahren in 
Schwerbehinderten-Verfahren auf Dauer zur 
Anwendung kommt.

Einstufiges Widerspruchsverfahren in Schwerbehinderten-Verfahren
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Zuwendungsangelegenheiten

Das Land Berlin fördert ausgewählte ge-
samtstädtische soziale und gesundheitliche 
Angebote sowie Angebote im Rahmen des 
Bürgerschaftlichen Engagements und der 
Selbsthilfe durch staatliche Zuwendungen. 
Grundlage ist der zwischen den Spitzenver-
bänden der freien Wohlfahrtspflege in Berlin 
und dem Land Berlin geschlossene Rahmen-
fördervertrag vom 16.12.2010. Dieser sichert 
die Unterstützung der Aufgabenerfüllung der 
Wohlfahrtsverbände und der gesamtstädtisch 
finanzierten Infrastruktur der Gesundheits- 
und Sozialprojekte im Land Berlin bis zum 
31.12.2015.
Vertragspartner des Landes Berlin sind
	 Arbeiterwohlfahrt Landesverband  
	 Berlin e.V.
	 Caritasverband für das Erzbistum Ber- 
	 lin e.V.
	 Der Paritätische Wohlfahrtsverband Lan- 
	 desverband Berlin e.V.
	 Deutsches Rotes Kreuz Landesverband  
	 Berliner Rotes Kreuz e.V.
	 Diakonisches Werk Berlin-Brandenburg-	
	 schlesische Oberlausitz e. V.
	 Jüdische Gemeinde zu Berlin, Körperschaft 	
	 des Öffentlichen Rechts.

Die Umsetzung der zuwendungsrechtlichen 
Angelegenheiten der Förderprogramme als 
Bestandteil des Rahmenfördervertrages wur-
de im Rahmen der Auftragswirtschaft von der 
fachlich verantwortlichen Senatsverwaltung 
an das LAGeSo - Referat ZS E - übertragen. 
Das Tätigkeitsfeld des Referats ZS E wurde 
erneut erweitert. Hinzugekommen ist die Auf-
gabe der schrittweisen Realisierung von Ver-
gütungsanpassungen für die in den Projekten 
freier Träger tätigen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter. Unter Beachtung zuwendungs-
rechtlicher Aspekte wird eine Angleichung an 
das Vergütungsniveau des öffentlichen Diens-
tes in Berlin angestrebt. Im Zusammenhang 
mit der Weiterentwicklung des eingesetzten 
Datenbanksystems für den Zuwendungsbe-
reich (FAZIT Berlin) konnte die Einführung ei-
nes Onlineverfahrens für die Antragstellung 
realisiert werden.

Zuwendungsangelegenheiten im Gesundheits- und Sozialbereich
Insgesamt werden in Berlin 370 gesamtstädtische Projekte der Sozial- und Gesundheitsprävention, der Selbsthilfe und des 
Ehrenamtes sowie der Nachbarschaftshilfe betreut. 

Das Fördervolumen beträgt insgesamt rd. 30 Millionen € im Jahr. Es handelt sich um vier Förderprogramme mit unterschied-
lichen Förder- und Finanzstrukturen:

	 • Integriertes Sozialprogramm (einschl. Spitzenverbandsförderung) 	 118 Projekte und 12,9 Mio. €

	 • Stadtteilzentren inkl. EU-Mitteln 	 82 Projekte und 5 Mio. €

	 • Integriertes Gesundheitsprogramm 	 107 Projekte und 11,6 Mio. €

	 • Betreuungsangebote 	 63 Projekte und 1,4 Mio. €
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GESUNDHEIT
Die Abteilung Gesundheit im LAGeSo nimmt gesamtstädti-
sche Angelegenheiten des Gesundheitswesens im Land Ber-
lin wahr. Hochqualifizierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
aus den Bereichen Medizin, Veterinär- und Apothekenwesen, 
Biologie, Chemie aber auch spezialisierte Verwaltungsmitar-
beiterinnen und -mitarbeiter befassen sich mit vielfältigen 
Überwachungs- und Ordnungsangelegenheiten im gesund-
heitlichen Bereich und tragen so zur Gestaltung des Gesund-
heitswesens im Land Berlin bei.

Foto © Edyta Pawlowska - Fotolia.com
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Die Ethik-Kommission des Landes Berlin be-
steht bereits seit acht Jahren. Sie hat insge-
samt 53 Mitglieder, die in sechs Ausschüssen 
zu je acht ständigen Mitgliedern (zwei Fach-
ärzte, ein Pharmakologe, ein Pharmazeut, 
ein Biometriker, ein Volljurist, zwei Laien) 
insbesondere klinische Studien zu Arznei-
mitteln und Medizinprodukten bewerten. Bei 
Bedarf werden zu den Beratungen ein Strah-
lenschutzexperte, ein Facharzt für Kinderheil-
kunde oder Experten auf dem Gebiet der Medi-
zinphysik oder Medizintechnik hinzugezogen. 
2013 konnten 524 Anträge abschließend ge-

prüft und bewertet werden. Die gesetzlich vor-
gegebenen Bearbeitungsfristen wurden dabei 
nicht nur ausnahmslos eingehalten, sondern 
zumeist deutlich unterschritten. Erfreulich ist, 
dass sich die Ethik-Kommission auch im Jahr 
2013 vollständig selbst refinanzieren konnte. 
Für die Bewertung der Anträge wurden Ge-
bühren in Höhe von 1.522.574 € eingenom-
men. Die Mitglieder der Ethik-Kommission er-
hielten für ihre Tätigkeit Entschädigungen in 
Höhe von 689.674 €. Insgesamt betrugen die 
Kosten der Ethik-Kommission 1.482.525 €. Der 
Kostendeckungsgrad lag damit bei 102,7%.

Ethik-Kommission

Beispiel aus der Praxis
Das Pharmazeutische Unternehmen X stellt u.a. Arzneimittel zur Behandlung von Patienten mit Alzheimer-Demenz her. Da bei der zuständigen Bun-
desoberbehörde die Zulassung eines Arzneimittels für mittelschwere bis schwere Stadien dieser Erkrankung angestrebt wird, muss das Unternehmen 
hierfür den Nachweis der Wirksamkeit und Sicherheit des Arzneimittels erbringen. Die entscheidenden Daten zum Nachweis der Wirksamkeit werden in 
klinischen Prüfungen der sog. Phase III gewonnen, in die sehr viele Patienten eingeschlossen werden und die sich über einen langen Zeitraum erstrecken 
können. Bei der zuständigen Ethik-Kommission beantragt daher das Unternehmen die zustimmende Bewertung für die Durchführung einer klinischen 
Studie der Phase III und reicht die dafür benötigten Angaben und Unterlagen ein. Für die Bewertung hört die Ethik-Kommission den Antragsteller und 
den Leiter der klinischen Prüfung an. Die eingereichten Unterlagen umfassen auch Daten aus vorangegangenen klinischen Prüfungen der Phase III, die 
bei (noch) einwilligungsfähigen Patienten im Vorstadium oder mit leichter Alzheimer-Demenz gewonnen wurden. Diese begründen die Annahme, dass 
das Arzneimittel auch im späteren Stadium der Erkrankung wirksam und sicher sein wird und damit ein positives Nutzen-Risiko-Verhältnis besteht. Sind 
ferner die Fragestellungen der Studie in Ansehung der vorhandenen Behandlungsoptionen in diesem Krankheitsstadium relevant, das Studien-Design 
und die Anzahl der einzubeziehenden Patienten angemessen und können die gesetzlichen Vertreter der nicht-einwilligungsfähigen Patienten aufgrund 
umfassender Aufklärung über eine Einwilligung zur Teilnahme entscheiden, wird die Ethik-Kommission die klinische Prüfung zustimmend bewerten.
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Arzneimittelwesen  

Die Arbeitsgruppe Arzneimittelwesen über-
wacht die Herstellung und das Inverkehr-
bringen von Arzneimitteln durch Berliner 
Firmen außerhalb des Einzelhandels (z. B. 
Apotheken) auf der Grundlage arzneimit-
telrechtlicher Vorschriften. Im Rahmen der 
Überwachung von Berliner Pharmafirmen 
wird bei Inspektionen geprüft, ob diese den 
rechtlichen Anforderungen gerecht werden. 
Europäische GMP-Leitfäden mit den themati-
schen Anhängen stellen den Maßstab für die 
Gute Herstellungspraxis (GMP) dar. Neben Fir-
men, die klassische Arzneimittel wie Tabletten 
oder Augentropfen herstellen, werden auch 
Gewebeeinrichtungen überwacht. Das sind 
Einrichtungen, die menschliche Gewebe zur 
Transplantation entnehmen und bearbeiten. 
Dazu zählen beispielsweise Blutstammzellen 
aus Knochenmark, Knorpel, Herzklappen oder 
Samenzellen, die von lebenden Spendern ge-
wonnen werden. Aber auch Entnahmen von 
Augenhornhäuten oder Knochen bei Ver-
storbenen werden in Berlin durchgeführt. Im 
Rahmen von Verfahren zur Erlaubniserteilung 
wird im Fall von Gewebezubereitungen über-
prüft, ob die Standards der Guten Fachlichen 
Praxis (GFP) erfüllt werden. Diese stellen hohe 
Anforderungen an Personal, Räume und La-
boruntersuchungen. Damit wird das Risiko 
höchstmöglich minimiert, sich bei einer Ge-
webetransplantation mit Krankheitserregern 
von Gewebespenden oder mit fremden Kei-
men zu infizieren, die im Herstellungsprozess 
eingeschleppt werden könnten. Vor Erteilung 
einer Erlaubnis für einen pharmazeutischen 
Hersteller erfolgt eine Abnahmebesichtigung. 
Dabei wird im Fall von Blut- oder Gewebezu-
bereitungen eine Sachverständige der zustän-
digen Bundesoberbehörde, dem Paul-Ehrlich-
Institut, beteiligt. Anhand der vorgefundenen 
Gegebenheiten bei der Abnahmebesichtigung 
und der im Vorfeld geprüften Unterlagen kann 
im Anschluss entschieden werden, ob die Be-
triebsstätte für die beantragten Tätigkeiten 

geeignet ist und die Erlaubnis erteilt werden 
kann. Nach Erteilung einer Erlaubnis werden 
die Firmen regelmäßig besichtigt. 
Für Wirkstoffe, die zur Herstellung von Arz-
neimitteln aus dem nicht-europäischen 
Ausland nach Deutschland eingeführt wer-
den, wurde nach den Vorgaben des neuen 
Arzneimittelgesetzes ab dem 2.6.2013 das 
bestehende Zertifikatssystem verschärft. So 
muss nun von der Behörde des Ausfuhrlands 
erklärt werden, dass die Wirkstoffe nach 
Standards hergestellt werden, die denen der 
Europäischen Union entsprechen. Außerdem 
wird die Herstellungsstätte regelmäßig und 
auch unangekündigt inspiziert und im Fall 
von Abweichungen von den anerkannten 
Regeln die zuständige Behörde im Empfän-
gerland des Wirkstoffs informiert. Wird diese 
Bestätigung von den Behörden der Herstel-
lungsländer nicht gegeben, muss von der 
zuständigen deutschen Arzneimittel-Über-
wachungsbehörde in diesen Herstellungs-
ländern eine Inspektion zur Überprüfung der 
Herstellungsstandards durchgeführt werden. 
GMP-Inspektorinnen und -inspektoren des 
LAGeSo haben 2013 acht Firmen, die 
Wirkstoffe für die Herstellung von 
Arzneimitteln fertigen, in Indien, 
China und Brasilien inspiziert. 
Diese Inspektionen sind Vo-
raussetzung dafür, dass 
diese Wirkstoffe von 
Berliner Firmen in 
die Europäische 
Union eingeführt 
werden können. 
Das Arzneimit-
telrecht wird mehr 
und mehr von eu-
ropäischen Vorgaben 
beeinflusst, um den Ge-
sundheits- und Verbrau-
cherschutz in einem grö-
ßeren Zusammenhang zu 
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Anzahl der... 2012 2013

Überprüfung der Qualität der Herstellung von 
Zytostatika (Arzneimittel zur Anwendung in 
der Krebstherapie) in Berliner öffentlichen 
Apotheken 
Das LAGeSo als zuständige Aufsichtsbehörde 
der Apotheken in Berlin hat 2013 alle öffentli-
chen Apotheken überprüft, die patientenindi-
viduelle Zubereitungen zur Anwendung in der 
Therapie von Krebs (Zytostatika) herstellen. 
Anlass der Überprüfung war die umfangrei-
che Änderung der Apothekenbetriebsordnung 
(ApBetrO), die im Juni 2012 in Kraft trat. Für 
die Herstellung der Zytostatika wurden die 
Anforderungen hinsichtlich der besonderen 

personellen, räumlichen und apparativen 
Ausstattung der Apotheken neu formuliert. So 
wird z.B. gefordert, dass die Herstellung von 
Zytostatika in sogenannten „Reinräumen“ 
stattfinden muss. Das sind Räume, in denen 
die Anzahl der Schmutzpartikel und Keime 
überwacht und so gering wie möglich gehal-
ten wird. Um die geforderten Bedingungen 
herzustellen, werden mehrstufige Filtersys-
teme angewendet. Diese sollen verhindern, 
dass unerwünschte Partikel in die Luft gelan-
gen können. Gleichzeitig werden bereits in der 
Luft befindliche Partikel wieder entfernt. Da in 
der Regel der Mensch selbst die größte Quelle 

Apothekenwesen

stärken. Die Mitgliedstaaten der EU müssen 
aufgrund der Globalisierung eine gleicharti-
ge und gleichwertige Vorgehensweise in der 
Arzneimittelüberwachung sicherstellen. Zu 
dem basieren gegenseitige Anerkennungen 
von Zertifikaten auf Verträgen, die zwischen 
der EU und Ländern weltweit abgeschlossen 
wurden. Um diese gleichartige Überwachung 
sicherzustellen und nachzuweisen, ist ein 
bundeseinheitliches Qualitätssicherungs-
system etabliert worden. Die Pflege des 

Qualitätssicherungssystems wird von den 
Länderbehörden gemeinsam durch Experten-
fachgruppen vorgenommen, in denen auch 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des LAGeSo 
mitwirken. Im Rahmen sogenannter interner 
Audits (Inspektionen) kontrollieren sich die 
Länderbehörden gegenseitig auf Erfüllung 
des Qualitätssicherungssystems. 2013 ist das 
Arzneimittelinspektorat des LAGeSo durch 
Behördenvertreter der Länder Niedersachsen 
und Hessen überprüft worden. 
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für Partikel und andere Verschmutzungen ist, wird darüber hinaus spezielle Arbeitskleidung (so-
genannte Reinraumkleidung) gefordert. Der Zugang zum Reinraum darf nur über Personal- und 
Materialschleusen erfolgen. Im Fall der Zytostatika-Herstellung wird der Reinraum zusätzlich 
mit Unterdruck betrieben, sodass die für gesunde Menschen gefährlichen Substanzen nicht nach 
außen dringen können.
In Berlin gibt es derzeit 16 öffentliche Apotheken, die Zytostatika herstellen können. In einer 
weiteren Apotheke ruht die Herstellung, da umfangreiche bauliche Maßnahmen durchgeführt 
werden. Drei Apotheken haben zum Zeitpunkt der Überprüfung ohne erkennbaren Mangel ge-
arbeitet. In den übrigen Apotheken wurden Mängel zum Beispiel hinsichtlich der räumlichen, ge-
rätetechnischen und personellen Ausstattung sowie des Nachweises der Reinraumbedingungen 
festgestellt. Insbesondere bei Umbaubedarf und der Notwendigkeit, Arbeitsabläufe zu verändern, 
erhielten die Apothekenleitungen die Aufforderung, die festgestellten Mängel zu beseitigen. Zum 
Teil wurden daraufhin umfangreiche Umbauten in die Wege geleitet. Insgesamt kann festgestellt 
werden, dass die schwerpunktmäßige Überprüfung der Apotheken in Zusammenhang mit der 
Änderung der rechtlichen Anforderungen dazu beigetragen haben, die Rahmenbedingungen für 
diese spezialisierte Herstellung in Apotheken maßgeblich zu verbessern.

Wesentliche Aufgaben der Ar-
beitsgruppe Apothekenwesen 
sind die Erteilung von Apothe-
kenbetriebserlaubnissen, die 
Überwachung des Verkehrs mit 
Arzneimitteln in Apotheken, die 
Genehmigung von Verträgen 
zur Versorgung von Heimbe-
wohnern mit Arzneimitteln und 
apothekenpflichtigen Medizin-
produkten sowie Verträgen zur 
Versorgung von Krankenhäu-
sern mit Arzneimitteln. Darüber 
hinaus erfolgt die Überwachung 
der Einhaltung der betäubungs-
mittelrechtlichen Vorschriften in 
Apotheken, Krankenhäusern und 
Arztpraxen und die Erteilung von 
Versandhandelserlaubnissen so-
wie Großhandelserlaubnissen 
für Apotheken.
Rechtliche Grundlagen der Arbeit 
sind apotheken-, arzneimittel- 
und betäubungsmittelrechtliche 
Vorschriften, insbesondere das 
Apothekengesetz, die Apothe-
kenbetriebsordnung, das Arznei-
mittel- sowie das Betäubungs-
mittelgesetz.

Anzahl der... 2012 2013

Zum Glück bedarf es nicht bei jeder psychi-
schen Störung eines Krankenhausaufenthal-
tes. In der überwiegenden Zahl der Fälle reicht 
eine ambulante Versorgung des Erkrankten 
aus, um die Phase der Erkrankung zu überwin-
den. In einigen Fällen sind die Beschwerden al-
lerdings so ausgeprägt, dass eine Eigen- oder 
Fremdgefährdung so schwer ist, dass die Pati-
enten einer stationären Versorgung bedürfen. 
In besonders schweren Fällen müssen Patien-

ten in einer geschlossenen Station betreut 
werden, d.h. sie dürfen die Station nicht oder 
nur in Begleitung verlassen. Immerhin macht 
jeder Vierte in Deutschland im Verlauf seines 
Lebens eine psychische Erkrankung durch und 
die Zahl der aufgrund einer psychischen Er-
krankung erfolgenden vorzeitigen Berentung 
ist in Deutschland im Ansteigen begriffen. Um 
die im Krankenhaus untergebrachten psy-
chisch kranken Patienten sicher versorgen zu 

Krankenhausaufsicht – Schwerpunkt Psychiatrie
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können, muss von der Krankenhausaufsicht 
des LAGeSo eine Genehmigung für die Abtei-
lung und das Krankenhaus ausgesprochen 
werden. Die rechtliche Grundlage hierfür ist 
das Landeskrankenhausgesetz (LKG) und die 
Krankenhaus-Verordnung (KhsVO). Für Pri-
vatkliniken gilt das Gewerberecht (GewO). 
Eine Konzession erhält das Krankenhaus 
erst dann, wenn nachgewiesen worden ist, 
dass die baulichen und funktionellen Voraus-

setzungen erfüllt werden. Im Bereich der Be-
treuung der psychisch kranken Menschen sind 
durch die Krankenhausaufsicht vorbeugend 
besondere Sicherungsmaßnahmen  entspre-
chend der gesetzlichen Regelungen durchzu-
setzen, damit Verletzungsgefahren im Vorfeld 
abgewendet werden. Auch die Fenster müssen 
diesbezüglich in besonderer Weise gesichert 
sein. 
Wie vielfältig das Angebot auf dem Gebiet der 
Psychiatrie ist, zeigt sich an der Aufgliederung 
der Psychiatrie in die einzelnen Fachgebiete: 
Forensische Psychiatrie (Straftaten), Kinder- 
und Jugendpsychiatrie, Gerontopsychiatrie 
(Psychiatrie bei älteren Patienten) und die 
psychiatrischen Erkrankungen im Zusam-
menhang mit den Suchterkrankungen. 2013 
wurden in den Berliner Krankenhäusern eini-
ge Projekte begonnen bzw. realisiert, um die 
stationäre Versorgung der psychisch kranken 

Patienten zu verbessern. Für die teilweise 
noch in alten Gebäudeteilen untergebrach-
ten psychisch kranken Patienten wurden 
Neubauten in Angriff genommen. So wurde 
im November des letzten Jahres im Vivantes 
Klinikum Hellersdorf der Grundstein für einen 
Psychiatrie-Neubau gelegt. Das Projekt wird 
im Rahmen der laufenden Planung durch 
die Krankenhausordnungsbehörde prüfend 
begleitet. Bisher ist die Klinik für Psychiat-
rie, Psychotherapie und Psychosomatik am 
Standort Brebacher Weg in Marzahn unter-
gebracht. Der in Hellersdorf geplante Neubau 
soll es ermöglichen, eine Psychiatrie und eine 
Geriatrie aufzunehmen. In besonderer Weise 
wird eine Verknüpfung der genannten Fach-
disziplinen  vorgesehen, um bei den älteren 
Patienten die körperlichen und geistigen Be-
schwerden ganzheitlich behandeln zu kön-
nen. Die Grundsteinlegung in Hellersdorf hat-
te Senator Mario Czaja tatkräftig unterstützt. 
Auch auf dem Gelände des Wenckebach-Kran-
kenhauses konnte mit dem Bau eines Neu-
bau-Gebäudeteiles für die Psychiatrie begon-
nen werden. Die durchgehend vorgesehenen 
Zwei-Bett-Zimmer führen zu einer deutlichen 
räumlichen Entlastung für die Stationen und 
werden zu einer Verbesserung der Versorgung 
der kranken Patienten führen. Baumaßnah-
men auf dem Krankenhausgelände führen im 
laufenden Betrieb immer zu Belastungen für 
die Patienten und das Personal. Damit keine 
Gefahren für die Patienten und das Personal 
erwachsen, wirkt die Krankenhausaufsicht 
gemeinsam mit dem zuständigen Gesund-
heitsamt darauf hin, die Belastungen mög-
lichst gering zu halten.
Neben den Verbesserungsmaßnahmen für 
die älteren Patienten im Rahmen der Geron-
topsychiatrie bestand 2013 auch die Notwen-
digkeit, für die Kinder- und Jugendpsychiatrie 
das stationäre Bettenangebot zu erweitern. 
Im Helios Klinikum Buch wurden 2013 durch 
bauliche Sanierungsmaßnahmen im Gebäude 
211 die Voraussetzungen geschaffen, zusätz-
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lich 10 Betten einzurichten. Nach Freigabe der 
neuen Station durch die Krankenhausaufsicht 
konnte unmittelbar danach eine Belegung der 
Betten erfolgen.
In den Folgejahren werden weitere Erneuerun-
gen im baulichen Bestand der psychiatrischen 
Abteilungen in den Krankenhäusern erforder-
lich. Diese können teilweise durch die von der 
Senatsverwaltung gegebenen Fördermittel 
begonnen und umgesetzt werden. Auch Ver-
lagerungen und Umzüge sind angedacht. So 
wird die geplante Schließung des Standortes 
Eschenallee zu einer Verlagerung der Betten 
zum Campus Benjamin Franklin führen. Pla-
nungsunterlagen wurden der Krankenhaus-
aufsicht bereits zur Verfügung gestellt. Zu den 
in Berlin erforderlichen psychiatrischen Betten  
hat sich für die bei der Senatsverwaltung für 
Gesundheit und Soziales tätige Planungsab-
teilung die Notwendigkeit ergeben, durch die 
Planung  zusätzlicher Psychiatriebetten eine 
Bedarfsanpassung vorzunehmen. Die darauf-
hin erfolgenden Maßnahmen der baulichen 
Realisierung werden durch die Krankenhaus-
aufsicht prüfend begleitet und bei Erfüllung 

aller Voraussetzungen dann auch genehmigt. 
Nicht allein bauliche Erneuerungen und Ver-
besserungen des Bettenangebotes bestimm-
ten in der Fachdisziplin Psychiatrie 2013 die 
Krankenhauslandschaft, auch neuentwickelte 
Gedanken zu den Möglichkeiten der speziel-
len Behandlung psychisch kranker Menschen 
konnten umgesetzt werden.
Mit der Entwicklung des „Soteria-Konzeptes“ 
soll im Rahmen eines besonderen Therapie-
Angebotes für ersterkrankte Schizophrenie-
Patienten in einem möglichst lebensnatür-
lichen, dem häuslichen Umfeld ähnelnden 
Versorgungsangebot gewährleistet werden, 
dass nur geringe Dosen von Medikamenten 
verabreicht werden müssen, auf jegliche 
Zwangsmaßnahmen zu verzichten ist und 
durch aktive Psychosebegleitung besse-
re therapeutische Erfolge zu erzielen sind. 
Dieses Konzept hatte sich das St. Hedwig-
Krankenhaus zu Eigen gemacht und nach 
entsprechenden Umbauten die Station von 
der Krankenhausaufsicht mit 12 Betten ge-
nehmigen lassen. 

Ordnungsbehördlich genehmigte Betten in Plankrankenhäusern

• 
• 
• 

2005 2009 2013

Trägerschaft der Psychiatrie-Betten 2013 in Berlins Plankrankenhäusern

In 2013 wurden folgende 129 Betten außerhalb der Plankrankenhäuser genehmigt
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Berlin hat sich unter anderem auf Grund des 
gezielt geförderten Ausbaus der Biotechno-
logieregion Berlin-Brandenburg zu einem 
bedeutenden Standort der medizinischen 
Wissenschaften entwickelt. Gentechnischen 
Methoden kommt hierbei eine immer bedeu-
tendere Rolle zu. Je nach Risikopotential für 
Mensch und Umwelt werden gentechnische 
Anlagen in vier Sicherheitsstufen eingeteilt: 
Sicherheitsstufe 1 kein, Sicherheitsstufe 2 
geringes, Sicherheitsstufe 3 mäßiges, Sicher-
heitsstufe 4 hohes Risiko.
In Berlin befinden sich 474 gentechnische 
Anlagen (2012: 475), bei denen es sich in der 
Regel um Anlagen mit mehreren Räumen 
handelt. Dazu gehören Laborräume und so-
genannte Funktionsräume, wie Zentrifugen- 
oder Bruträume, aber auch Gewächshäuser 
oder Tierhaltungsräume. Trotz der Errich-
tung von 30 neuen gentechnischen Anlagen 
(darunter eine der Sicherheitsstufe 3) hat sich 
deren Anzahl gegenüber 2012 aufgrund von 
Stilllegungungen bestehender Anlagen nicht 
merklich geändert. Die Gründe für die Stillle-
gungen liegen einerseits in der starken Fluk-
tuation von Wissenschaftlern in andere Bun-
desländer oder ins Ausland, andererseits  in 
der Insolvenz kleinerer und mittelständischer 
Biotechnologie-Unternehmen. 2013 wurden 
für die Errichtung gentechnischer Anlagen 
sowie für weitere Arbeiten und Änderungen 
in bestehenden Anlagen insgesamt 698 Be-
scheide erteilt (2012: 737). In fünf Fällen wur-

de die Inbetriebnahme neuer Anlagen oder 
die Durchführung weiterer Arbeiten aufgrund 
von unvollständigen oder falschen Angaben, 
falscher Selbsteinstufung der Arbeiten durch 
die Antragsteller sowie unzureichenden Si-
cherheitsmaßnahmen zunächst untersagt.  
Nach entsprechender Korrektur durch die Be-
treiber konnte auch diesen Vorhaben die Ge-
nehmigung bzw. Zustimmung erteilt werden.

Überwachung gentechnischer 
Anlagen
Bereits im Zulassungsverfahren von gen-
technischen Anlagen und Arbeiten wird eine 
Risikobewertung und Sicherheitseinstufung 
der geplanten Arbeiten sowie eine umfas-
sende Prüfung der sicherheitsrelevanten 
Einrichtungsgegenstände und der vorgese-
henen organisatorischen Sicherheitsmaß-
nahmen vorgenommen, sowohl anhand der 
Antragsunterlagen als auch durch eine Erst-
besichtigung der Räume. Danach werden die 
gentechnischen Anlagen durch regelmäßi-
ge Kontrollbesichtigungen überwacht. Hier 
liegt der Schwerpunkt bei den Anlagen hoher 
Sicherheitsstufen, die mindestens einmal 
jährlich besichtigt werden sowie bei neuen 
Anlagen und solchen, die in der Vergangen-
heit durch Mängel auffielen. Direkt bei den 
Besichtigungen wird ein Protokoll angefer-
tigt, in dem alle vorgefundenen Mängel auf-
gezeichnet und die Betreiber innerhalb einer 
festgelegten Frist zur Beseitigung dieser Män-
gel aufgefordert werden. Die Rückmeldungen 
über die Beseitigung der Mängel gingen 2013  
in der Regel fristgerecht ein, nur in wenigen 
Fällen war eine Mahnung erforderlich. 
2013 fanden 186 Überwachungen statt (2012: 
240). Die im Vergleich zu 2012 geringere An-
zahl ist vor allem auf einen größeren Über-
wachungsaufwand zurückzuführen. Gründe 
hierfür sind die steigende Anzahl zu prüfen-
der weiterer Arbeiten der Sicherheitsstufe 1, 
die Zunahme an Räumen in vielen Anlagen 

Gentechnik

Schützen und Fördern – das sind 
die Grundziele des Gentechnik-
gesetzes, für dessen Umsetzung 
die Mitarbeiter des LAGeSo ver-
antwortlich sind. Der Schutz von 
Mensch und Umwelt stehen bei 
der Bearbeitung von Anträgen 
und Anzeigen sowie der ord-
nungsbehördlichen Überwa-
chung gentechnischer Anlagen 
und Arbeiten im Land Berlin im 
Vordergrund. Doch auch der För-
dergedanke wird realisiert, nicht 
zuletzt durch die gesetzlich vor-
gegeben kurzen Bearbeitungs-
fristen sowie eine kompetente 
Beratung von Betreibern gen-
technischer Anlagen.
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und der Mehraufwand bei Besichtigungen 
durch aufwendigere Hygieneregime. Bei 132 
Anlagen wurden „keine oder geringe“, bei 44 
„wesentliche“ und bei 10 Anlagen „schwer-
wiegende“ Mängel festgestellt. Auch bei den 
Anlagen mit „schwerwiegenden Mängeln“ be-
stand in keinem dieser Fälle eine Gefahr für 
Mensch und Umwelt oder eine konkrete Ge-
fahr für die Beschäftigten. Die Zuordnung der 
Anlagen zu einer Mängelkategorie gibt einer-
seits den Betreibern und der Genehmigungs-
behörde einen Hinweis über den Zustand einer 
gentechnischen Anlage, andererseits dient sie 
der zukünftigen Besichtigungsplanung. Die 
Kategorie „schwerwiegende Mängel“ wurde 
unter anderem bei fehlenden Aufzeichnungen 
über die gentechnischen Arbeiten, bei unauf-
geräumten, verschmutzten Räumen oder bei 
einer Häufung mehrerer Mängel vergeben. 

Neue Herausforderungen bei der 
Sicherheitsbewertung gentechni-
scher Arbeiten
Nicht nur der Überwachungsaufwand steigt 
erheblich, sondern auch an die Sicherheitsbe-
wertung der gentechnischen Arbeiten werden 
immer höhere Anforderungen gestellt. Dies 
ist sowohl dem Einsatz moderner Technik im 
Labor, z.B. automatisierter Sequenzierma-
schinen oder Pipettierroboter, aber auch der 
dynamischen Entwicklung der molekularbio-
logischen Methoden zu verdanken. So können 
heute wesentlich komplexere Veränderungen 
an der DNA vorgenommen werden, von der 
Modifizierung ganzer Virusgenome und um-
fangreicher Eingriffe in das Erbmaterial von 
Bakterien oder höheren Organismen bis hin 
zur Schaffung neuer, sogenannter Minimal-
organismen. Diese Arbeiten, die unter dem 
Begriff „Synthetische Biologie“ zusammen-
gefasst werden, stellen die Genehmigungsbe-

hörde vor neue Herausforderungen.

Ein Insektarium zur Erforschung 
der Malaria
Im August 2013 hat das LAGeSo dem Max-
Planck-Institut für Infektionsbiologie die 
Genehmigung zur Errichtung eines zweiten 
Insektariums der Sicherheitsstufe 3 erteilt. 
In dieser gentechnischen Anlage soll der Ma-
laria-Erreger Plasmodium falciparum unter-
sucht werden. Das Ziel ist, die Übertragung 
der Malaria durch die Anophelesmücke bes-
ser zu verstehen und Strategien zur Verhin-
derung dieser Übertragung zu entwickeln. Die 
Malaria ist weltweit die bedeutendste Vektor-
übertragene Infektionskrankheit und fordert 
jährlich ca. 1 Million Tote. Einen Impfstoff 
gibt es bisher nicht. Vor dem Hintergrund 
einer möglichen Erderwärmung ist auch die 
Rückkehr der Malaria nach Deutschland nicht 
auszuschließen. 
An die technischen und organisatorischen Si-
cherheitsmaßnahmen dieser gentechnischen 
Anlage werden besondere Anforderungen 
gestellt. In diesem Fall hat sich der Betreiber 

Arbeiten an der „Handschuhbox“ im Max-Planck-Institut für Infektionsbiologie
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für ein ausgefallenes Sicherheitskonzept zur 
Verhinderung des Entweichens von infizier-
ten Mücken entschieden: Sämtliche Arbeiten 
mit den Mücken werden in einer speziell für 
diesen Zweck konstruierten, hermetisch ab-
geschlossenen Sicherheitswerkbank, einer 
sogenannten „Handschuhbox“, durchge-
führt. Zusätzlich kann das fensterlose Labor 
ausschließlich über eine Schleuse betreten 
werden, die mit einer Luftdusche versehen ist.

Meldung eines besonderen Vor-
kommnisses
Gemäß § 21 Gentechnikgesetz wurde dem 
LAGeSo aus einer Forschungseinrichtung fol-
gendes Vorkommnis gemeldet: Während der 
Arbeiten an zwei Sicherheitswerkbänken in 
einer gentechnischen Anlage der Sicherheits-
stufe 3 kam es zu einem Stromausfall. Nach 
ca. 15 bis 20 Sekunden sprang die gesetzlich 
vorgeschriebene Notstromversorgung an. 
Da in dieser Zeit alle Probengefäße mit den 

Organismen geschlossen waren, kam es in 
dem konkreten Fall nicht zu einer Gefähr-
dung der Mitarbeiter. Dennoch stellte sich die 
Frage, wie lange der sterile Luftstrom in den 
Sicherheitswerkbänken, der die Mitarbeiter 
vor Aerosolen schützt, generell nach einer 
Stromunterbrechung bestehen bleibt. Das im 
Landeslabor Berlin-Brandenburg angesiedelte 
Gentechnik-Überwachungslabor wurde gebe-
ten, dies experimentell zu ermitteln. Testun-
gen mit Rauchröhrchen an drei verschiedenen 
Sicherheitswerkbänken ergaben je nach Her-
steller unterschiedliche Zeiten von 4 bis 15 
Sekunden bis zum Austritt von Rauch aus der 
Werkbank. Demnach kann eine Gefährdung 
der Mitarbeiter bei einem Stromausfall trotz 
vorhandener Notstromversorgung nicht prin-
zipiell ausgeschlossen werden. Der Betreiber 
der betroffenen gentechnischen Anlage hat 
aus diesem Grunde entschieden, zusätzlich 
eine sogenannte unterbrechungsfreie Not-
stromversorgung zu installieren, die bereits 
nach ca. 0,5 Sekunden einsetzt. 

EU-Zulassung von sprossenproduzierenden 
Betrieben – Neue Anforderungen an die Hygi-
ene bei der Sprossenherstellung
Im Frühsommer 2011 waren verunreinigte 
Sprossen mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit 
der Auslöser für den bisher größten EHEC-
Ausbruch in Deutschland. Insgesamt wurden 
fast 4.000 gemeldete Erkrankungsfälle dem 
Ausbruch zugeordnet. EHEC-Erreger kom-
men natürlicherweise im Darm von Rindern 
und anderen Wiederkäuern vor. Menschen 
infizieren sich mit dem Keim in erster Linie 
durch direkten Tierkontakt oder über rohe Le-
bensmittel, die vom Tier stammen. In pflanz-

lichen Lebensmitteln werden EHEC-Bakterien 
in Deutschland seltener gefunden als in Le-
bensmitteln, die von Tieren stammen. Um die 
Lebensmittelsicherheit von Sprossen zu ver-
bessern und sprossenassoziierte Krankheits-
ausbrüche schneller aufklären zu können, 
hat die EU im Juli 2013 vier neue Regelun-
gen erarbeitet. Diese Regelungen beinhalten 
strengere Hygieneanforderungen und eine 
Zulassungspflicht für Sprossenbetriebe, ein 
EU-weites Kontrollsystem zur Verbesserung 
der Rückverfolgbarkeit der Warenströme und 
Lieferwege, strengere Einfuhrvorschriften für 
Produkte aus Drittländern sowie eine Ergän-

Lebensmittelwesen
Sprossen kann man bekanntlich 
auch auf der Fensterbank ziehen. 
Eine gleichbleibend hohe Quali-
tät und lebensmittelhygienisch 
fachgerechte Produktion kann 
so jedoch nicht gewährleistet 
werden. Die Sprosse wird aus ei-
nem Samen gezogen und ist das 
erste Entwicklungsstadium einer 
Pflanze. Das kurze Leben einer 
Sprosse verläuft von der Ein-
weichschüssel der Samen über 
die Wässerungstrommeln der 
Keimlinge bis zur Verpack- und 
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Etikettierungsmaschine. Ihre 
Wachstumsphase beträgt zwi-
schen 36 Stunden und 10 Tagen. 
Das Saatgut der produzierten 
Sprossen muss regelmäßig nach 
EU-Verordnung mikrobiologisch 
untersucht werden. Sprossen 
sind aufgrund der feuchtwar-
men Produktionsbedingungen, 
die das Wachstum von Krank-
heitserregern begünstigen, mi-
krobiologisch problematische 
Lebensmittel. Auch mikrobiolo-

gische Kontrollen können 
keine vollständige 

Sicherheit gewähr-
leisten.  Daher 
müssen auf allen 
Produktionsstufen 

Maßnahmen zur 
Risikominimierung 

durch den haupt-
verantwortlichen Le-

bensmittelunternehmer 
ergriffen werden.
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zung der Verordnung über mikrobiologische 
Kriterien für Lebensmittel um ein neues Le-
bensmittelsicherheitskriterium für Sprossen. 
Die neuen Verordnungen der EU sehen u.a. 
eine Zulassung von sprossenproduzierenden 
Betrieben vor, wobei diese Betriebe weiter-
hin als Primärproduktion eingestuft werden 
und neben den vorgesehenen Anforderungen 
an die Zulassung auch die Anforderungen 
gemäß Anhang I der EU-Verordnung über 
Lebensmittelhygiene zu erfüllen haben. Im 
Land Berlin befindet sich derzeit ein Betrieb 
im Zulassungsverfahren durch das LAGe-
So in enger Zusammenarbeit mit dem 
für die Überwachung zuständigem 
Lebensmittelaufsichtsamt Fried-
richshain / Kreuzberg. Zu den 
Abnehmern zählen Restaurants, 
Caterer, Hotels, Fitness-Studios 
und Bioläden im Land Berlin. Die 
bundesweiten Hersteller haben 
sich in einem Dachverband or-
ganisiert, um gemeinsam mit den 
Behörden einen bundesweit einheitli-
chen Lösungsansatz für eine Zulassung 

von Sprossenbetrieben zu erarbeiten, ohne 
durch die mögliche Schaffung nationaler Re-
gelungen ein „Anforderungsgefälle“ gegen-
über anderen Mitgliedsstaaten zu erzeugen. 
Dazu werden derzeit spezifische Leitlinien 
der Wirtschaft in Zusammenarbeit mit den 
Zulassungs- und Überwachungsbehörden 
erarbeitet und können bei der betrieblichen 
Umsetzung der zahlreichen Vorschriften hilf-
reich sein.

Messe-Mitbringsel: Masern 
Ausgehend von einer Internationalen Messe 
in Berlin im Februar 2013 erkrankten im Laufe 
der folgenden Monate fast 500 Berliner Kinder 
und Erwachsene an Masern. Seit Einführung 
des Infektionsschutzgesetzes im Jahre 2001, 
das die Erfassung und Bekämpfung von mel-
depflichtigen Infektionskrankheiten durch 
den Öffentlichen Gesundheitsdienst regelt, 
traten in einem Jahr in Berlin noch nie so vie-
le derartige Krankheitsfälle auf. In allen Berli-
ner Bezirken wurden Masernerkrankte regis-
triert, wenn auch in unterschiedlichem Maße. 

Die meisten Fälle im Bezirk Mitte (n=84) und 
die wenigsten im Bezirk Marzahn-Hellersdorf 
(n=2). Der Höhepunkt des Ausbruchs wurde 
im Mai und Juni erreicht. Mit dem letzten zu 
diesem Ausbruch gehörenden Fall in der drit-
ten Augustwoche konnte dann endlich Ent-
warnung gegeben werden. Anhand der vielen 
Erkrankten im gesamten Stadtgebiet wurde 
ersichtlich, dass die Innenstadt stärker betrof-
fen war als die meisten peripheren Gebiete 
Berlins. Eine Besonderheit des Maserngesche-
hens war der große Anteil von erwachsenen 
Erkrankten. So waren 52% der Erkrankten 

Infektionsschutz

Foto © Bundesinstitut für Risikobe-
wertung, Berlin
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älter als 16 Jahre, darunter 22% älter als 30 
Jahre. 8% waren jünger als ein Jahr alt. Da die 
Infektion bei Älteren in der Regel schwerer 
verläuft, mussten auch deutlich mehr älte-

re Menschen in Krankenhäusern behandelt 
werden als Kinder und Jugendliche. Von den 
Erkrankten über 30 Jahre bedurfte mit 46 % 
fast die Hälfte einer Krankenhausbehandlung.
Das Masernvirus hat eine hohe Verbreitungs-
fähigkeit. Deshalb kam es über den gesam-
ten Zeitraum auch zu einer Vielzahl kleine-
rer Krankheitshäufungen z. B. in Familien, 
Gemeinschaftseinrichtungen und Hotels. Bei 
diesen insgesamt 77 Häufungen wurden 
mehr als 200 Erkrankte erfasst. Die Masern 
machten an der Stadtgrenze nicht halt und 
auch Brandenburger Bürger erkrankten durch 

die „Berliner Masern“. Wie wichtig und sinn-
voll der Impfschutz gegen Masern ist, zeigte 
sich bei diesem berlinweiten Ausbruch sehr 
deutlich bei der auffallend geringeren Er-

krankungsquote von Kindern gegenüber der 
der Erwachsenen. Viele Berlinerinnen und 
Berliner wären nie an Masern erkrankt, wenn 
sie ausreichend geimpft gewesen wären. Die 
Senatsverwaltung für Gesundheit und Sozi-
ales hat seit Beginn des Ausbruches mehr-
mals zur Überprüfung des Impfstatus und 
zur Schließung von Impflücken aufgerufen. 
Dies zeigte offenbar positive Wirkung, denn 
im zweiten Quartal 2013 wurden rund 4.300 
mehr Menschen gegen Masern geimpft als im 
Vergleichszeitraum des Vorjahres. 
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Masern sind weltweit verbreitet 
und eine der ansteckendsten 
Krankheiten überhaupt. Auf-
grund möglicher Komplikationen 
sind die Masern keine harmlose 
Erkrankung. Das Virus wird 
hauptsächlich über Sprechen, 
Husten und Niesen von Mensch 
zu Mensch weitergetragen. Ty-
pische Krankheitszeichen sind 
zunächst grippeähnliche Symp-
tome. Einige Tage später kommt 
es zum Auftreten eines typi-
schen Hautausschlags. Da das 
Masernvirus nur im Menschen 
überlebensfähig ist, schützt eine 
Impfung nicht nur den eigenen 
Körper, sondern auch andere 
Menschen vor einer Erkrankung. 
Deshalb ist ein Impfschutz sehr 
wichtig. Die Ständige Impfkom-
mission am Robert Koch-Institut 
(STIKO) empfiehlt die Erstimp-
fung (MMR) üblicherweise im 
11.-14. und die Zweitimpfung im 
15.-23. Lebensmonat, sowie eine 
Impfung (MMR) für alle nach 
1970 geborenen Erwachsenen 
mit unklarem Impfstatus, ohne 
Impfung oder mit nur einer Imp-
fung in der Kindheit.
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Umweltbezogener Gesundheitsschutz
Kein erhöhtes Risiko durch Weichmacher in Berliner Kindertagesstätten
Salatgurken in Folie, Tomaten in Kunststoff-
schalen, Fleisch, Fisch – alles ist mit Kunst-
stoff umhüllt. Auch als Kabelumhüllungen, 
aus Fußbodenbelägen, Tapeten und Spiel-
zeugen sind Kunststoffe nicht mehr weg zu 
denken. Doch wie sind die Verpackungen und 
Haushaltsgegenstände im Hinblick auf  unse-
re Gesundheit einzuschätzen? Insbesondere 
Kunststoffe aus weichem PVC enthalten sog. 
Weichmacher, von denen einige als gesund-
heitlich bedenklich gelten. Sie wirken wie Hor-
mone, können die Fruchtbarkeit beeinträchti-
gen und das Kind im Mutterleib schädigen. Die 
Europäische Union hat zwei dieser Weichma-
cher bereits für den Einsatz in Kinderspielzeug 
und Babyartikeln verboten. Auch die in der 
EU ansässige Industrie hat freiwillig den Aus-
tausch einiger risikobehafteter Weichmacher 
in der Produktion veranlasst. Dennoch sind 
diese im Umlauf und werden im Menschen 
und in der Natur noch lange Zeit nachzuwei-
sen sein. Sie sind chemisch nur leichtgebun-
den und werden im Laufe der Zeit freigesetzt. 
Die chemische Industrie im westlichen Europa 
produziert jährlich ca. 1 Mio. t Weichmacher, 
von denen ca. 90% für die Produktion von 
Weich-PVC verwendet wird.
Aufgrund der Ergebnisse einer Studie des 
Bundesverbandes für Umwelt und Gesund-
heit (BUND) aus dem Jahre 2011 haben das 
Landesamt für Gesundheit und Soziales Ber-
lin und das Landeslabor Berlin-Brandenburg 
in Kooperation mit dem Bayerischen Landes-
amt für Gesundheit und Lebensmittelsicher-
heit und dem Landesamt für Natur, Umwelt 
und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen 
in einem gemeinsamen Untersuchungspro-
gramm aufgenommen und untersucht, wie 
hoch Kinder in Kitas den risikobehafteten 
Weichmachern ausgesetzt sind. Für diese 
Studie wurden insgesamt 663 Jungen und 
Mädchen in 63 Kindertagesstätten der drei 

Bundesländer untersucht. Berlin war mit 18 
Einrichtungen und 174 Kindern beteiligt. Im 
Fokus standen dabei Weichmacher bzw. de-
ren Stoffwechselprodukte in der Innenraum-
luft und im Hausstaub sowie im Urin der 
Kinder. Untersuchungen des morgendlichen 
und abendlichen Urins gaben genauere Auf-
schlüsse über mögliche Belastungen des Or-
ganismus im Tagesverlauf.
Die Ergebnisse der Urinproben ergaben keine 
Hinweise auf eine erhebliche Zusatzbelastung 
für die Kinder durch den Weichmacheranteil 
im Hausstaub und in der Luft von Kindertages-
stätten. Im Vergleich zu Untersuchungen des 
Umweltbundesamtes der Jahre 2003 bis 2006 
wurden in der Regel sogar deutlich niedrigere 
Gehalte der untersuchten Weichmacherab-
bauprodukte in den Urinproben nachgewie-
sen. Die in einer Studie des BUND festgestell-
ten Konzentrationen im Hausstaub wurden 
bestätigt. Die nachgewiesenen Konzentratio-
nen liegen nicht im kritischen Bereich, da die 
festgelegten tolerierbaren Höchstwerte von 
einer lebenslangen Aufnahme ausgehen. Die 
Eltern der beteiligten Kinder wurden schrift-
lich über die Ergebnisse der Untersuchungen 
informiert, verbunden mit einem persönli-
chen Beratungsangebot. 
Dieses Untersuchungsprogramm wurde auch 
auf zwei wissenschaftlichen Kongressen vor-
gestellt. Das für den Kongress des Bundesver-
bandes der Ärztinnen und Ärzte des Öffentli-
chen Gesundheitsdienstes 2013 angefertigte 
vom LAGeSo initiierte Poster wurde bezogen 
auf den Inhalt und die Präsentation prämiert.
Fazit: Als wichtigster Aufnahmepfad für 
Weichmacher aus Kunststoffen gilt nach wie 
vor die Nahrungsaufnahme. 
Weitere Informationen gibt es auch auf den 
Webseiten des Umweltbundesamtes und des 
Bundesinstituts für Risikobewertung.
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Rattenbekämpfung in Berlin ist eine wichtige 
hygienische Maßnahme, um kritischen Miss-
ständen vorzubeugen. Die bezirklichen Ge-
sundheitsämter teilen dem LAGeSo regelmä-
ßig die Anzahl der ihnen bekanntgewordenen 
und selbst veranlassten Rattenbekämpfungen 
mit. Gemäß Berliner Schädlingsbekämpfungs-
verordnung sind u.a. die Haus- und Grund-
stückseigentümer verpflichtet, Rattenbefall 
unverzüglich dem Gesundheitsamt anzuzei-
gen und Bekämpfungen durch eine Fachfirma 
zu beauftragen. Durch die Zusammenführung 
der auf diese Art und Weise vorliegenden Zah-
len entsteht ein gesamtstädtischer Überblick, 
der auch Hinweise auf Befallschwerpunkte 
und Wirkstoffeinsatz ermöglicht. 
Nach dem Inkrafttreten der Berliner Schäd-
lingsverordnung 2011 war 2012 ein deutli-
cher Anstieg der Bekämpfungsmaßnahmen 
zu verzeichnen (n=7077), wobei die Anzahl 
der im Jahr 2013 bekanntgewordenen Be-
kämpfungen (n=6289) wieder rückläufig war 
(vgl. Abb.).  Dennoch ist jeder Bürger aufgeru-
fen, durch erhöhte Aufmerksamkeit, zeitnahe 

Mitteilung an das örtliche Gesundheitsamt 
und durch regelgerechte Abfalllagerung- und 
Entsorgung an einer sauberen Stadt mitzu-
wirken. 
Durch die Zulassungsverfahren für Biozide und 
die im September 2013 in Kraft getretene eu-
ropäische Biozidverordnung wird die Verwen-
dung von Schadnagerbekämpfungsmitteln 
(Rodentizide) neu geregelt. Die Verwendung 
von Rodentiziden mit Wirkstoffen der sog. 
zweiten Generation ist aufgrund ihrer hohen 
Umwelttoxizität nur noch zugelassen, wenn 
der Anwender eine entsprechende Sachkunde 
nachweist und die auf der Gebrauchsanwei-
sung festgelegten Sicherheitsmaßnahmen 
konsequent einhält. Für die Rattenbekämp-
fung in Berlin werden diese Vorgaben bereits 
mit der Schädlingsbekämpfungsverordnung 
seit 2011 umgesetzt. Nachfolgend sind die 
den Gesundheitsämtern mitgeteilten Ratten-
bekämpfungen über einen Zeitraum von 10 
Jahren dargestellt. 

Rattenbekämpfung in Berlin
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Wasserhygiene
Berlin trinkt bleifrei

Die Qualität des Trinkwassers 
wird in Deutschland durch die 
Trinkwasserverordnung gere-
gelt (TrinkwV 2001). Mit dem 
1.12.2013 endete eine zehnjäh-
rige Übergangsfrist, in der Was-
serversorger und Hauseigentü-
mer bleihaltige Leitungsrohre 
austauschen mussten. In einem 
Gebäude mit Bleileitungen kann 
der neue Grenzwert nicht einge-
halten werden.

	 Jahr           Einrichtungstyp

Ergebnisse der Bleianalysen aus dem stichprobenartigen Untersuchungsprogramm der Jahre 2003 - 2013

Anzahl der Proben

Stand- und Ablaufproben

Grenzüberschreitungen (GW=25 μg/l)

	 % Stand	 % Ablauf

	

Blei ist ein Nerven- und Blutgift, das sich im 
Körper anreichern und besonders die kindli-
che Entwicklung des Nervensystems beein-
trächtigen kann. Deshalb sind schwangere 
Frauen, Ungeborene, Säuglinge und Kleinkin-
der besonders gefährdet und vor der Aufnah-
me von Blei zu schützen. Zum verbesserten 
gesundheitlichen Schutz der Verbraucherin-
nen und Verbraucher hat der Gesetzgeber in 
der Trinkwasserverordnung (TrinkwV 2001) 
festgelegt, dass der Grenzwert für Blei ab dem 
1. Dezember 2013 von 25 auf 10 Mikrogramm 
pro Liter (μg/l) gesenkt wird. In Berlin wurden 
von den Berliner Wasserbetriebe (BWB) da-
her seit 2005 straßenweise alte Bleileitungen 

ausgetauscht. Die BWB sind für die Hausan-
schlussleitung (das ist die Verbindung vom 
Hauptrohr unter der Straße zum Wasserzäh-
ler im Keller) zuständig. Für die Trinkwasser-
Installation im Haus sind die Hauseigentümer 
verantwortlich. 
Die bezirklichen Gesundheitsämter führen 
in Kooperation mit dem LAGeSo ein stich-
probenartiges Untersuchungsprogramm von 
Wasserproben aus Trinkwasser-Installatio-
nen durch, das u.a. die Untersuchung auf Blei 
beinhaltet. Das Programm erfasst jährlich 
wechselnd öffentlich zugängliche Einrichtun-
gen wie z.B. Altenheime, Schulen und Kitas. In 
die Untersuchungen werden sowohl öffentli-
che als auch private Gebäude einbezogen. Die 
Gesundheitsämter legen die Einrichtungen 
und die Probennahmestellen fest, damit das 
Landeslabor Berlin-Brandenburg (LLBB) Pro-
ben nehmen und analysieren kann. Die Er-
gebnisse dieser Bleianalysen aus den letzten 
10 Jahren sind der nachfolgenden Tabelle zu 
entnehmen. Die Grenzwertüberschreitungen 
beziehen sich auf den alten Grenzwert von 
25 μg/l. Die Mehrzahl der Überschreitungen 
wurde erwartungsgemäß in Standproben, d.h. 
im in der Leitung stehenden Wasser gemessen 
und nicht in Proben, die nach dem Ablaufen 
lassen genommen wurden (Ablaufproben).
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Das LAGeSo ist Genehmigungs- 
und Überwachungsbehörde für 
Tierversuche und Versuchstier-
haltungen in Berlin.
Auf der Grundlage des Tier-
schutzgesetzes (TierSchG) und 
der Tierschutz-Versuchstierver-
ordnung (TierSchVersV) sind 
Tiere vor unnötigen Schmer-
zen, Leiden und Schäden zu 
schützen. Europäische Leitlinien 
(2007/526/EG) und Richtlinien 
(2010/63/EG) bestimmen Min-
destanforderungen, die in allen 
Mitgliedsstaaten eingehalten 
werden müssen.

2013 (2012) sind 267 (280) Anträge auf Ge-
nehmigung von Tierversuchen gestellt wor-
den. 248 (239) Tierversuchsanträge konn-
ten im Berichtszeitraum genehmigt werden. 
Außerdem gingen 108 (166) Anzeigen über 
andere Eingriffe und Behandlungen zu wis-
senschaftlichen Zwecken ein. Die Anzahl der 
genehmigungspflichtigen Tierversuchsanträ-
ge ging gegenüber 2012 um 5% zurück. Über-
prüft wurden 79 (88) Projekte, etwa 5% (6%) 
der laufenden Vorhaben. In sechs (27) Fällen 
wurden wegen des Verdachts des Verstoßes 
gegen das Tierschutzgesetz Ordnungswid-
rigkeitenverfahren eingeleitet. 2013 wurden 
422.175 Wirbeltiere zu wissenschaftlichen 
Zwecken eingesetzt, 3,3% weniger als 2012 
(436.163). Der Rückgang von 13.988 Tieren 
wird verursacht durch eine erhebliche Redu-
zierung der anzeigepflichtigen Entnahme von 
Geweben und Organen zur Genotypisierung 
von genetisch veränderten Mäusen. Der Anteil 
der transgenen Tiere (Mäuse, Ratten, Fische) 
sank gegenüber 2012 um 4%. 
Das Jahr 2013 war geprägt von der Umsetzung 
der Richtlinie 2010/63/EU. Das Tierschutzge-
setz wurde zu diesem Zweck novelliert. Neu 
sind die in diesem Zusammenhang entstan-
dene Tierschutz-Versuchstierverordnung und 
eine neue Versuchstiermeldeverordnung. Das 
neue Tierschutzrecht wird sich insbesondere 
auf die zu meldenden Tierzahlen auswirken, 
da z.B. die Zucht genetisch veränderter belas-
teter Tiere jetzt genehmigungs- und melde-
pflichtig ist.

Alternativen zu Tierversuchen
Das LAGeSo setzt sich in besonderem Maße 
dafür ein, Alternativmethoden zu fördern 
und zu unterstützen. Im Mai 2012 wurde 
zum zweiten Mal der Forschungspreis des 
Landes Berlin für Ersatz- und Ergänzungs-
methoden zum Tierversuch in Forschung und 

Lehre ausgeschrieben. Aus neun attraktiven 
Bewerbungen konnte im Januar 2013 ein 
Preisträger von einer Fachjury ausgewählt 
werden. Der Preis in Höhe von 15.000 Euro 
ging an Herrn Professor Dr. Günther Weindl, 
der das Projekt „Entwicklung immunkompe-
tenter Hautmodelle – Ersatz und Reduktion 
von Tierversuchen durch in vitro generierte 
humane Langhans Zellen“ eingereicht hat. 
In dem Modell werden menschliche Hautzel-
len eingesetzt, die durch immunkompetente 
Zellen ergänzt werden und so zukünftig auch 
zur Erforschung von Erkrankungen der Haut 
(Neurodermitis, Schuppenflechte) eingesetzt 
werden können. Die Preisverleihung wurde 
am 9. August 2013 durch Senator Thomas 
Heilmann (Justiz und Verbraucherschutz) 
vorgenommen. Der Louise-Schroeder-Saal 
des Roten Rathauses bildete den würdigen 
Rahmen. Die Veranstaltung fand ein großes 
Echo bei der interessierten Öffentlichkeit aus 
Forschung, Politik und den Reihen der Tier-
schutzorganisationen. Bei Letzteren umso 
mehr, als das Bündnis Tierschutzpolitik Ber-
lin einen Zusatzpreis von 5.000 Euro vergeben 
hat. Die erneute Ausschreibung des Preises 
konnte sichergestellt werden. Dadurch kann 
gewährleistet werden, dass die Bemühungen 
um Alternativen zu Tierversuchen in der Öf-
fentlichkeit stärker wahrgenommen werden, 
aber auch die relevanten wissenschaftlichen 
Einrichtungen erfahren, dass ihre alternati-
ven Ansätze gewürdigt werden. Der Verbesse-
rung der öffentlichen Wahrnehmung und der 
Förderung des Dialogs zu Alternativmethoden 
soll auch das für den 30. September 2014 ge-
plante Symposium dienen. So werden nicht 
nur Vorträge zu tierfreien oder tierschonen-
deren Methoden erwartet, sondern auch im 
Rahmen einer Podiumsdiskussion Anregun-
gen zur weiteren Verbesserung des Einsatzes 
von Alternativmethoden und die Auslobung 
des Forschungspreises.

Tierversuche
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In der Versuchstierstatistik der letzten Jahre 
nehmen Fische den dritten Platz nach Mäusen 
und Ratten ein. Fische werden für eine Viel-
zahl von Forschungszwecken eingesetzt und 
stellen - bei hinlänglicher evolutionärer Nähe 
zum Menschen - oft eine Alternative zum Ein-
satz von Säugetieren dar. Dies umso mehr, als 
für viele Fragestellungen die Verwendung von 
Fischeiern und -embryonen ausreichend ist.
2012 wurden in Deutschland 166.396 Fische 
für wissenschaftliche Zwecke eingesetzt, 
davon 67.422 für die Grundlagenforschung 
und 22.243 für toxikologische und andere 
Sicherheitsprüfungen. Bei der Zählung wur-

den bisher die verwendeten Fische ab dem 
Zeitpunkt ihres Schlupfes erfasst. Nach der 
Novellierung des Tierschutzgesetzes werden 
Fischlarven zukünftig erst ab dem Zeitpunkt 
der eigenständigen Nahrungsaufnahme, also 
deutlich später, als Versuchstiere definiert 
und in der Statistik gezählt. Darüber hin-
aus  werden noch zahlreiche weitere Fische 
für Zuchtzwecke gehalten, um Fischeier und 
-embryonen für wissenschaftliche Untersu-
chungen zu „produzieren“. Diese Zuchttiere 
werden jedoch nicht in einer offiziellen Sta-
tistik aufgeführt. 
In Berlin werden aktuell in 14 Einrichtungen 

von li.: Präsident Allert, Senator Heilmann, Prof. Dr. Weindl, Dr. Throm (vfa) von li.: Ines Krüger, Prof. Dr. Weindl, Brigitte Jenner
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Der Fisch als Versuchstier

Preisverleihung im Roten Rathaus
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Fische gehalten, die in 31 laufenden Tierver-
suchsverfahren Verwendung finden. Gemeldet 
wurde 2013 der Einsatz von 20.181 Fischen. 
Die Tiere kommen in sehr unterschiedlichen 
Forschungsgebieten zum Einsatz. Beispiels-
weise werden Nil-Tilapien (Oreochromis ni-
loticus) als typische Speisefische im Rahmen 
der Aquakultur für Untersuchungen zur Zu-
sammensetzung von Fischmastfutter und 
zur Funktion von Aquaponikanlagen sowie 
zur Belastung von Gewässern mit Resten 
von Arzneimitteln genutzt. Fettkopfbrassen 
(Pimephales promelas) werden vor allem im 
Rahmen von toxikologischen Untersuchungen 
eingesetzt. Einheimische Fische wie Barsche 
(Perca fluviatilis), Plötzen (Rutilus rutilus) 
und Blankaale (Anguilla anguilla) stehen im 
Blickpunkt bei Studien zur Auswirkung von 
Umweltveränderungen auf ihren Lebensraum 
und damit auf ihre Verhaltensmuster. Durch 
Versuche an Regenbogenforellen (Oncorhyn-
chus mykiss) sollen Impfmethoden verbessert 
werden, und Moderlieschen (Leucaspius deli-
neatus) fungieren als Anzeiger von toxischen 
Substanzen im Trinkwasser. Schmetterlings-
buntbarsche (Mikrogeophagus ramirezi) und 
andere beliebte Aquarienfische wie Guppys 
(Poecilia reticulata) und Panzerwelse (Cory-
doras aeneus) werden verschiedenen akuten 
und chronischen Stressoren ausgesetzt, um 
Erkenntnisse zur Verbesserung ihrer Hal-

tungsbedingungen zu gewinnen. Zebrafische 
(Danio rerio) spielen eine große Rolle in der 
Grundlagenforschung. Durch die Möglichkeit, 
gezielt einzelne Gene zu manipulieren, kön-
nen Erkenntnisse über deren Funktion ge-
wonnen werden. In den transparenten Emb-
ryonen lassen sich Entwicklungsprozesse gut 
beobachten und ggf. beeinflussen. Außerdem 
dienen Zebrafische als Anschauungsmaterial 
in Lehrprogrammen und als Testorganismus 
für toxikologische Studien. 
Entsprechend vielfältig sind die Haltungs-
systeme, in denen die verwendeten Fische 
untergebracht sind. Die Bandbreite reicht 
von industriell gefertigten Zebrafischanlagen 
über teichartige Außenanlagen für Forellen in 
der Aquakultur bis zur individuell gestalteten 
Zierfischhaltung. 
Die Genehmigungs- und Überwachungsbe-
hörde wird vor die anspruchsvolle Aufgabe 
gestellt, jede Haltungsform dahingehend zu 
prüfen, ob sie den Bedürfnissen der jeweili-
gen Fischart gerecht wird und auch für den 
Versuchszweck geeignet ist. Dies erfordert 
häufig Rückfragen und Diskussionen mit den 
Antragstellern, zumal die relevanten Rechts-
vorschriften (Anhang III der EU-RL 2010/63/
EU sowie 2007/526/EG) für Fische nur wenige 
konkrete Maßgaben zur Orientierung vorge-
ben. 

Aquaponikanlage Trinkwasserprüfanlage Zebrafischanlage
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Landesprüfungsamt
Auswirkungen des Bologna-Prozesses auf den Zugang zur Psychotherapieausbildung 

Im Rahmen des Bologna-Prozesses erfolgte 
eine europaweite Vereinheitlichung von Stu-
dienabschlüssen, wodurch insbesondere die 
internationale Mobilität der Studierenden ge-
fördert und vereinfacht werden soll. Als we-
sentlicher Bestandteil des Bologna-Prozesses 
wird die Umstellung der Hochschullandschaft 
auf das zweistufige System berufsqualifizie-
render Studienabschlüsse, in der Form von 
Bachelor- und Masterabschlüssen betrachtet. 
Mittlerweile ist die Umsetzung des Bologna-
Prozesses in der Bundesrepublik Deutschland 
nahezu abgeschlossen. Resultierend daraus 
ist in der deutschen Studienlandschaft eine 
enorme Vielfalt an Bachelor- und Masterstu-
diengängen entstanden. Die traditionellen 
Diplomstudiengänge sind nunmehr ausge-
laufen.
Diese Entwicklung hat weitreichende Auswir-
kungen auf den Zugang zu einer Ausbildung 
zum/zur Psychologischen Psychotherapeu-
ten/in bzw. zum/zur Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeuten/in, der im Psycho-
therapeutengesetz (PsychThG) geregelt ist. 
Das PsychThG beschränkt den Zugang zu die-

sen postgraduierten Ausbildungen auf den 
Abschluss der klassischen Diplomstudiengän-
ge „Psychologie“ und „Pädagogik“. Durch den 
Bologna-Prozess stellt sich für die Vielzahl 
neuer Studiengänge die Frage, ob diese den 
Zugang zu den Psychotherapieausbildungen 
eröffnen.
Dies führte zu einer breiten Verunsicherung 
bei vielen Studierenden und Hochschulen, 
aber auch bei bereits in Ausbildung befind-
lichen Kandidatinnen und Kandidaten sowie 
den staatlich anerkannten Ausbildungsinsti-
tuten.
Auf Initiative des LAGeSo ist es gelungen, 
bundesweit transparente und einheitliche 
Zugangsvoraussetzungen für den Zugang 
zur Ausbildung der Psychologischen Psycho-
therapeuten zu schaffen, die mittlerweile 
auch durch die Verwaltungsgerichte bestä-
tigt wurden. Danach sind die Zugangsvoraus-
setzungen für diese Ausbildung erfüllt, wenn 
ein universitärer Bachelor- und Masterstudi-
engang in Psychologie – mit dem Nachweis 
festgelegter Basisfächer – einschließlich einer 
Prüfung im Fach klinischer Psychologie abge-
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schlossen wurde. 
Wesentlich schwieriger ist es, solche Festle-
gungen für die Studiengänge Pädagogik und 
Sozialpädagogik zu treffen, die neben dem 
Abschluss eines Psychologiestudiums den 
Zugang zur Ausbildung als Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapeut/in eröffnen. Die 
Studienlandschaft hat sich auf diesem Gebiet 
im Zuge des Bologna-Prozesses sehr vielfältig 
und komplex entwickelt. Aufgrund der Diffe-
renzierung der verschiedenen Schwerpunkt-
themen im Bereich der Pädagogik und der da-
mit verbundenen Entwicklung gänzlich neuer 
Studiengänge, ist es nahezu unmöglich diese 
Studiengänge mit dem originären und klas-
sischen Diplomstudiengang Pädagogik bzw. 
Sozialpädagogik zu vergleichen bzw. einheit-
liche Kriterien der Vergleichbarkeit zu entwi-
ckeln. Hinzu kommt die Modularisierung und 
damit verbundene inhaltliche Präzisierung 
der Studiengänge, welche eine bundesweit 
einheitliche Vergleichbarkeit nicht zulässt.

In Abstimmung mit der zuständigen Senats-
verwaltung für Gesundheit und Soziales Berlin 
hat sich das LAGeSo daher entschieden, auch 
für diese Ausbildung ausschließlich auf die 
formalen Kriterien des Gesetzes abzustellen. 
Es muss insgesamt nachgewiesen werden, 
dass der jeweilige Studiengang im Rahmen 
des Bologna-Prozesses aus einem ehemali-
gen (Diplom-) Studiengang Pädagogik bzw. 
Sozialpädagogik hervorgegangen ist. Für die 
inhaltliche Bewertung weiterer Studiengänge 
gibt es keine rechtliche Grundlage. Die forma-
le Abgrenzung der Studiengänge ist hier im 
Sinne der Transparenz und Gleichbehandlung 
der einzige vertretbare Weg.
Mit diesen Festlegungen ist es dem LAGeSo 
gelungen, eine gewisse Rechtssicherheit für 
alle Berliner Ausbildungskandidaten zu schaf-
fen. Im stetigen Austausch mit den anderen 
Landesprüfungsämtern wird darüber hinaus 
versucht, bundesweit einheitlich und konkret 
die Zugangsvoraussetzungen festzulegen. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist ein Staat 
im Wandel. Die Gesellschaft altert und muss 
sich auf den demografischen Wandel vorberei-
ten. Die demographische Entwicklung bringt 
es u.a. mit sich, dass ein altersbedingter Man-
gel bei Ärztinnen und Ärzten aber auch beim 
Pflegefachpersonal absehbar ist. Eine nicht 
unerhebliche Zahl der Ärzteschaft ist bereits 
jetzt 50 Jahre und älter. Die medizinische Ver-
sorgung soll und muss aber gesichert bleiben.
Es wird nur gelingen, diese anspruchsvolle 
Aufgabe zu meistern, wenn alle Potentiale 
genutzt werden. Migrantinnen und Migran-
ten, die bereits in Deutschland leben oder 
ihre Zukunft in Deutschland sehen, sind uns 
willkommen. Viele dieser Menschen haben in 

ihrem bisherigen Berufsleben Erfahrungen 
gesammelt und Kompetenzen erworben, die 
es zu erkennen und zu nutzen gilt.
Das zum 1. April 2012 in Kraft getretene Ge-
setz zur Verbesserung der Feststellung und 
Anerkennung im Ausland erworbener Berufs-
qualifikationen (BQFG), umgangssprachlich 
auch kurz als „Berufsanerkennungsgesetz“ 
bezeichnet, hat viele Erwartungen geweckt. 
Ziel des Gesetzes ist die Verbesserung des 
Verfahrens zur Feststellung von Berufsquali-
fikationen, die vorwiegend von Migrantinnen 
und Migranten im Ausland erworben wurden. 
Dadurch soll insbesondere das bisher nicht 
genutzte Fachkräftepotenzial dieses Perso-
nenkreises, von denen ein erheblicher Anteil 

Ein Jahr Berufsanerkennungsgesetz – 
was hat es gebracht?
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deutsche Staatsbürger sind, erschlossen und 
für die wirtschaftliche Entwicklung Deutsch-
lands nutzbar gemacht werden. Positiver und 
gewünschter Miteffekt ist die Verbesserung 
der Integration ausländischer Mitbürger, in-
dem man ihnen eine berufliche Perspektive 
eröffnet. Zugleich ermöglicht das Berufsaner-
kennungsgesetz Migrantinnen und Migranten 
eine gerechte Teilhabechance am Arbeits- und 
Erwerbsleben in Deutschland.
Als erste Auswirkung des BQFG im Gesund-
heitsbereich ist festzustellen, dass im Land 
Berlin in 2012 insgesamt 614 Anträge auf Er-
teilung einer Approbation oder Berufserlaub-
nis gestellt wurden, von denen 566 positiv 
beschieden wurden. 
Hierbei handelte es sich insbesondere um 
Personen, die bereits in Deutschland beruflich 
tätig waren und in den vergangenen Jahren, 
zumeist auf freiwilliger Basis, an einer Kennt-
nisprüfung erfolgreich teilgenommen haben 
oder um EU-Staatangehörige, die im Rahmen 

der automatischen Anerkennung nach der 
Richtlinie 2005/36/EG hier ein Anerkennungs-
verfahren durchlaufen haben.    
In 2013 wurden im Land Berlin 642 Anträge 
gestellt, von denen bisher 469 Fälle positiv 
entschieden wurden. Hierbei ist zu verzeich-
nen, dass es sich zunehmend um Anträge von 
Personen handelt, die aufgrund sog. Anerken-
nungskampagnen (z.B. make it in germany) 
direkt aus dem Ausland ihren Antrag stellen. 
Entsprechend langwierig ist die eigentliche 
Anerkennungsfindung, zumal das Erfordernis 
nach guten deutschen Sprachkenntnissen al-
lem voran gestellt ist. Derzeit sind Kenntnisse 
der deutschen Sprache auf dem Niveau B 2 
erforderlich, die  durch ein Zertifikat des Goe-
the-Institutes, der telc-gGmbH und des Test-
DaF-Instituts nachgewiesen werden müssen. 
Die Aufteilung auf die einzelnen Berufsgrup-
pen sind der nachstehenden Tabelle zu ent-
nehmen:

Berufsgruppe gesamt

Erteilte Approbationen im Jahr 2013 Ausland (2012)

weiblich männlich

davon Ausländer

	 weiblich	 männlich
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Das Jahr 2013 ist sowohl im ärztlichen als 
auch im Verwaltungsbereich geprägt durch 
wesentliche Anpassungsprozesse des in 
diesem Rechtsgebiet für alle Verfahrensbe-
teiligten eingeführten gemeinsamen Fach-
verfahrens OSAVweb mit der Nutzung von 
Spracherkennungssoftware im Referat Ärzt-
liche Begutachtung. Im Laufe des Jahres hat 
sich bereits eine Routine bzgl. der OSAVweb-
Programmfunktionalitäten eingestellt. Wei-
tere Verbesserungen  der Kompatibilität des 
Fachverfahrens mit der Spracherkennungs-
software werden angestrebt, damit das Ziel 
der Verkürzung der Bearbeitungszeiten im Re-
ferat I D  für unsere Kunden erreicht werden 
kann. Durch die genannten Änderungen haben 
sich neue Verfahrensabläufe ergeben. Bisher 
dem Schreibdienst zugehörige Aufgaben sind 

im Zuge der Softwarenutzung erwartungsge-
mäß teilweise in den ärztlichen Bereich verla-
gert worden. Nach weiterer Verbesserung der 
Kompatibilität der Softwareanwendungen ist 
eine Arbeitserleichterung zu erhoffen.
Auch für die externen Gutachterinnen und 
Gutachter ergaben sich 2013 erhebliche Än-
derungen durch die neue webbasierte Soft-
ware, die nach Anfangsschwierigkeiten im Er-
gebnis jedoch positiv angenommen wurden. 
Unterschiedlichste Uservorkenntnisse, ver-
schiedenste Hardwareausstattungen, Perfor-
manceprobleme und beständige Anpassungs-
bedarfe bzgl. der Webbrowser, umschreiben 
die große Herausforderung für unsere im  
SGB IX rund 130 als externe Gutachterinnen 
und Gutachter tätigen Ärzte. Ein enges ko-
operatives Zusammenwirken der Gruppen-

Ärztliche Begutachtung

Die Vielzahl der Anfragen als auch die Zunah-
me der Antragszahlen lässt erahnen, dass 
das Gesetz den gewünschten Effekt tatsäch-
lich erzielen kann. Ob dies von Dauer ist und 
durch immer wieder neue Kampagnen belebt 
werden muss, bleibt abzuwarten.
Die tatsächlichen Auswirkungen des BQFG 
werden in einer bundeseinheitlichen Statis-

tik erfasst. Auf der Grundlage dieser Statistik 
überprüft die Bundesregierung nach Ablauf 
von vier Jahren die Anwendung und Auswir-
kungen des Berufsanerkennungsgesetzes. 
Näheres zur Statistik für Berlin-Brandenburg 
ist diesem Link www.statistik-berlin-branden-
burg.de/grundlagen/Berufsbildungsstatistik 
zu entnehmen.

Berufsgruppe gesamt

Erteilte Berufserlaubnisse im Jahr 2013 Ausland (2012)

weiblich männlich

davon Ausländer

	 weiblich	 männlich
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leitungen des Referates mit dem externen 
Gutachterstamm und nicht zuletzt die lö-
sungsorientierte Unterstützung des Service-
bereich IT des LAGeSo ermöglichte bei allen 
genannten Problemen, dass über OSAVweb 
dem LAGeSo ärztliche Stellungnahmen und 
Gutachten für mehr als 100.000 Berlinerinnen 
und Berliner zur Verfügung gestellt werden 
konnten. Trotz der erheblichen Neuerungen 
und Anpassungsnotwendigkeiten im Soft-
warebereich als auch bei personellen Engpäs-
sen im Referat I D konnte es durch das große 
Engagement der Beteiligten erreicht werden, 
dass der für die Arbeit erforderliche externe 
Gutachterstamm erhalten blieb und im Rah-
men von Schulungen auch die fachlich breit 
gefächerte Begutachtung gefördert wurde. Im 
Hinblick auf die qualitative und quantitative 
Qualitätssicherung der externen Gutachterin-
nen und Gutachter ist eine Weiterentwicklung 
des Fachverfahrens geplant.
Die Erarbeitung von Stellungnahmen nach 
Aktenlage und von Gutachten nach Unter-
suchung im Rahmen des Feststellungsver-
fahrens nach dem Schwerbehindertenrecht 
(SGB IX) ist wesentlicher Bestandteil der 
Geschäftsprozesse der Ärztlichen Begutach-
tung. Es wurden bei 111.708 (2012: 141.708) 
Auftragseingängen nach dem SGB IX 5.615 
(2012: 7.324) Gutachten mit Untersuchung 
und 119.845 (2012: 117.011) Stellungnahmen 
nach Aktenlage abgegeben.
Am 4.12.2013 fand das traditionelle Gutach-
tertreffen statt, eine im letzten Jahrzehnt 
etablierte einmal jährlich stattfindende Fort-

bildungsveranstaltung mit etwa hundert Teil-
nehmerinnen und Teilnehmern. Die Auswer-
tung lungenfunktionstechnischer Befunde 
anhand von Fallbeispielen, die Begutachtung 
von Ohrgeräuschen sowie die Themen der in-
zwischen fünf Änderungsverordnungen der 
Versorgungsmedizin Verordnung (VersMedV) 
standen dabei im Vordergrund. Für rege fach-
liche Diskussion zwischen den internen und 
externen Gutachterinnen und Gutachtern gibt 
es zusätzlich immer ausreichend Zeit bei die-
ser Veranstaltung.

Ergebnisse in den übrigen Rechtsgebieten:
Die Beauftragungen der Berliner Bezirke nach 
dem Landespflegegeldgesetz (LPflGG) erfor-
derten 558 (2012: 378) Untersuchungsgut-
achten und 847 (1.074) Stellungnahmen.
Im Rahmen des Sozialen Entschädigungs-
rechts wurden 661 (746) Kausalitätsgutach-
ten und 4.131 (3.887) Stellungnahmen erar-
beitet.
Für die Heil- und Krankenbehandlung, den 
Zahnersatz und die Kuren sowie die Ersatz- 
und Sachleistungen in diesem Rechtsbereich 
wurden 1.164 (2012: 1.463) Gutachten abge-
geben.
Die fachärztliche Zusatzbegutachtung u.a. 
von Beamten der Berliner Behörden und des 
Bundes im Auftrag der ZMGA sowie nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz AsylbLG erfor-
derte 112 (2012: 136) kausale Gutachten, 725 
(2012: 816) finale Gutachten und 696 (2012: 
684) Stellungnahmen.
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Eine Expertengruppe aus Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern der Senatsverwaltung für 
Gesundheit und Soziales, der Berliner Ge-
sundheitsämter sowie des LAGeSo führte 
2013 eine Evaluation und Bewertung der 
Aufgabenwahrnehmung der Zentren und 
regionalisierten Aufgaben des Öffentlichen 
Gesundheitsdienstes (ÖGD) durch. Grundlage 
dafür war die Festlegung in der Koalitions-
vereinbarung zwischen SPD und CDU für die 
Legislaturperiode 2011-2016. In diesem Rah-
men erfolgte auch die Bewertung der ZMGA 

als Teil des ÖGD-Zentrenkonzepts. Im Ergeb-
nis wurde durch die Expertengruppe festge-
stellt, dass sich die Schaffung der ZMGA in 
ihrer Struktur bewährt hat. Die Kompetenz-
bündelung der früheren Amts- und Vertrau-
ensärztlichen Dienste der Bezirke wurde 
insbesondere hinsichtlich der Qualitätssiche-
rung der Gutachten als sinnvoll und erfolg-
reich bewertet. Mit personeller Verstärkung 
im gutachterlichen Bereich und der breiteren 
Nutzung von IT-Möglichkeiten könnten die 
Bearbeitungszeiten weiter verkürzt werden. 

Zentrale Medizinische Gutachtenstelle

Die Gutachterinnen und Gutach-
ter der ZMGA führen amts- und 
vertrauensärztliche Untersu-
chungen durch. Die Berliner Be-
hörden sind die Hauptauftrag-
geber für die ZMGA. Daneben 
werden Gutachten für Behörden 
des Bundes und der anderen 
Länder nach unterschiedlichen 
Rechtsgrundlagen erstellt. Auch 
Privatpersonen können sich an 
die ZMGA wenden, wenn sie 
aufgrund einer bestehenden 
Rechtsvorschrift eine amtsärzt-
liche Stellungnahme benötigen. 
Das trifft zum Beispiel auf Stu-
denten zu, die aus Krankheits-
gründen nicht an bestimmten 
Prüfungen teilnehmen können. 
Rechtsgrundlagen für diese kos-
tenpflichtigen Untersuchungen 
finden sich in den Prüfungsord-
nungen der Hochschulen und 
Universitäten.

Daten und Fakten
2013 wurden insgesamt 14.740 Gutachten (2012: 15.227 und 2011: 12.767) erstellt. Die ZMGA 
führte vier Arbeitstreffen mit ihren Auftraggebern aus der Berliner Hauptverwaltung und den 
Berliner Bezirken durch. Im Mittelpunkt standen Maßnahmen zur Verkürzung der Durchlaufzei-
ten vom Auftragseingang bis zum Versenden des Gutachtens sowie Vereinbarungen zur rechts-
sicheren Auftragserteilung.
Die ZMGA arbeitet erfolgreich mit einer Reihe von externen Gutachterinnen und Gutachtern 
aus den verschiedenen medizinischen Einrichtungen im Land Berlin zusammen. Dazu gehören 
Arztpraxen und Kliniken wie die Schlossparkklinik, die Charité, die Vivantes-Kliniken und das 
Bundeswehrkrankenhaus. Die Gutachterinnen und Gutachter werden im Rahmen der Koopera-
tion im Auftrag der ZMGA auf Honorarbasis tätig.
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Evaluation und Bewertung der ZMGA

Ärztin mit Patientin Augenuntersuchung
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Medizinprodukte

Zwei grundlegende Aspekte werden bei den 
Kontrollen vor Ort überprüft. Ein wichtiger 
Punkt ist, dass die aktiven Medizinprodukte 
aus Sicherheitsgründen regelmäßig in den 
vorgeschriebenen Intervallen überprüft wer-
den, also die sicherheitstechnischen Kontrol-
len durchgeführt werden und nur eingewie-
sene Personen diese Geräte bedienen. Ein 
anderer Schwerpunkt wird auf die hygienische 
Aufbereitung von Instrumenten gelegt. Das 
sind z.B. Scheren, Pinzetten, Nadelhalter aber 
auch komplexer aufgebaute Endoskope u.a., 
die bei ambulanten Operationen verwendet 
werden. Durch die Neufassung der „Empfeh-
lung der Kommission für Krankenhaushygi-
ene und Infektionsprävention (KRINKO)“ zu 
den Anforderungen an die Hygiene bei der 
Aufbereitung von Medizinprodukten gibt 
es sehr ausführliche und gut verständliche 
Vorschriften, wie verwendete Instrumente 
gereinigt, desinfiziert und sterilisiert werden 
müssen, bevor sie wieder am Menschen an-
gewendet werden dürfen. Durch die systema-
tische Überprüfung von chirurgischen Praxen 
und ambulanten OP-Zentren in den letzten 
Jahren ist das Wissen über die aktuellen Vor-
schriften und der hygienische Standard ge-
wachsen. Da die Fachärzte sich auch in Qua-
litätszirkeln untereinander austauschen, gab 
es einen erwünschten Multiplikationseffekt.

In 2013 wurden 97 Arztpraxen kontrolliert, 
insbesondere die Fachrichtungen Chirurgie, 
Orthopädie und Urologie. Bei den Urologen 
konnte ein guter Fortschritt bei der Qualität 
der Aufbereitung festgestellt werden. Derartig 
gravierende Mängel, wie vor wenigen Jahren, 
als in einer Praxis starre Zystoskope (Instru-
mente zur Blasenspiegelung) überhaupt nicht 
sterilisiert wurden, kamen nicht mehr vor. Ein 
häufiger Mangel war im Jahr 2013, dass bei 
der abschließenden Desinfektion von flexiblen 
Zystoskopen keine viruziden Desinfektions-
mittel, sondern nur begrenzt viruzide Mittel 
verwendet wurde. Besonders mangelhaft war 
die Aufbereitung von Instrumenten in einer 
bezirklichen Beratungsstelle. Dort waren Wis-
sen und Einsicht für die korrekte Aufbereitung 
so gut wie nicht vorhanden. Die überprüften 
Instrumente, die an Patienten angewendet 
werden sollten, waren beschädigt und mit 
Rückständen und Rost verschmutzt. Die Ver-
wendung dieser Instrumente wurde unter-
sagt und weitere Kontrollen sind geplant. In 
Hinblick auf die Vorbildfunktion öffentlicher 
Einrichtungen ist das ein sehr negatives Er-
gebnis. Dieses kann nicht mit mangelnder 
Finanzausstattung begründet werden, da 
eine korrekte hygienische Aufbereitung auf 
verschiedenen Wegen erfolgen kann.

Krankenhäuser, Arztpraxen und 
andere Gesundheitseinrichtun-
gen sind verpflichtet, die dort 
verwendeten Medizinprodukte 
in einem einwandfreien und si-
cheren Zustand zu erhalten. In 
Arztpraxen stehen insbesondere 
die elektrisch betriebenen Gerä-
te, wie Elektrochirurgiegeräte, 
Reizstromgeräte, Narkosegeräte 
und medizinische Laser im Fokus 
der Überprüfung, da von diesen 
eine besondere Gefahr ausgeht. 
Bei Hochfrequenz-Chirurgie-Ge-
räten kam es z.B. immer wieder 
zu Verbrennungen von Patienten 
und Anwendern.

Einhaltung der Pflichten der Medizinprodukte-Betreiberverordnung

Künstliches Kniegelenk
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SOZIALES
Das LAGeSo ist Ansprechpartner für Asylbewerber und Spät-
aussiedler, die nach Berlin kommen. Neben Hilfe- und Bera-
tungsaufwendungen, werden Leistungen zur Sicherung des 
Lebensunterhalts während der Dauer des Asylverfahrens 
bis hin zur Unterbringung gestellt. Ferner  gehört es zu den 
Aufgaben des LAGeSo dafür zu sorgen, dass die Interessen 
und Bedürfnisse von alten, behinderten und pflegebedürf-
tigen Menschen, die in Heimen untergebracht sind, beach-
tet  und geschützt werden. Als Rehabilitierungsbehörde des 
Landes Berlin ist das LAGeSo zuständig für die berufliche 
und verwaltungsrechtliche Rehabilitierung von Verfolg-
ten  des DDR-Regimes  und  für  die Gewährung der Kapital- 
entschädigung und Opferrente für ehemalige politische Häft-
linge der ehemaligen DDR.

Foto © Victoria Bonn-Meuser 



52

Status: Asyl 

Zentrale Aufnahmeeinrichtung - 
und Leistungsstelle für Asylbewerber

Zahlen und Fakten
Zugang Bund:
2013 wurden beim Bun-
desamt für Migration und 
Flüchtlinge 123.960 (2012: 
75.265) Asylanträge gestellt  
(plus 64,5 %).

Zugang Berlin:
2013 waren in Berlin 18.625 
(2012: 9.418) Erstmeldungen 
von Asylbegehrenden zu ver-
zeichnen (plus 98,8 %). 6.039 
(2012: 3.518) Personen wurden 
zur Durchführung ihres Asylver-
fahrens nach Berlin verteilt.

Hauptherkunftsländer  
in Berlin:
1.	Serbien	 1.218 Personen 	
	 (2012: 586 Personen)

2.	Bosnien u. Herzegowina	
	 730 Personen	
	 (2012: 557 Personen)

3.	Syrien	 695 Personen 	
	 (2012: 186 Personen)

4.	Russische Föderation	
	 499 Personen 	
	 (2012: 737 Personen)

5.	Afghanistan	 389 Personen 	
	 (2012: 212 Personen)

6.	Vietnam	 335 Personen 	
	 (2012: 338 Personen)

Die humanitären Krisen und bürgerkriegsähn-
lichen Zustände in vielen Teilen der Welt hal-
ten unvermindert an. Die Flüchtlinge kommen 
aus den Kriegs- und Krisengebieten Syriens, 
den Gebieten der russischen Föderation, Af-
ghanistans, Irans und des Iraks und Afrikas, 
aber auch aus dem Bereich des Westbalkans, 
in denen Angehörige der Volksgruppen der 
Roma und Sinti vielfältigen Diskriminierun-
gen unterliegen. In Berlin machte diese Grup-
pe 2013 wiederum ein Drittel der gesamten 
Flüchtlinge aus. Die Flüchtlingszahl hat sich 
2013 bundesweit um 42 % gesteigert. Damit 
übersteigt der Anstieg den des Vorjahres um 
einen weiteren Prozentpunkt. Deutschland 
hat 2013 5.000 schutzbedürftige syrische 

Staatsangehörige für die Zeit des Konflikts in 
ihrem Heimatland vorübergehend im Bundes-
gebiet aufgenommen. Die Verteilung auf die 
Bundesländer erfolgte analog der Verteilung 
im Asylverfahren nach dem sog. Königsteiner 
Schlüssel. Das bedeutet für Berlin 5 %. Bei der 
Auswahl der Schutzbedürftigen spielen neben 
anderen Faktoren auch familiäre Beziehun-
gen nach Deutschland eine bedeutende Rol-
le. Das LAGeSo organisierte auch hier wieder 
für die nach Berlin verteilten Flüchtlinge die 
Reise aus Friedland sowie die vorübergehen-
de Unterbringung im Wohnheim Marienfelde. 
Gemeinsam mit dem syrischen Kulturverein 
KommMit wird die Integration in den neuen 
Lebensmittelpunkt unterstützt und begleitet.
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Die stetig steigenden Publikumszahlen (und 
somit auch die Zahlen der dort täglich vor-
sprechenden Personen) stellen für das Asyl-
referat im LAGeSo eine auf das Äußerste an-
gespannte Arbeitssituation dar, unter denen 
z.B. die telefonische Erreichbarkeit der Sach-
bearbeiterinnen oder auch die Bearbeitung 
von Post leidet. Zur Unterstützung wurden 
vorübergehend Mitarbeiterinnen anderer Be-
reiche des LAGeSo abgeordnet und auch be-
fristete Beschäftigungspositionen eingerich-
tet. Sowohl diese personellen, als auch eine 
Vielzahl von organisatorischen Maßnahmen 
führten – bedingt durch die ständig steigen-
den Zugangszahlen – leider immer nur sehr 
kurzfristig zu einer  Entlastung der in diesem 
Bereich stark belasteten Beschäftigten. 

Die Rückkehr- und Weiterwande-
rungsberatungsstelle 
In Zusammenarbeit mit den Sozial- und Ju-
gendämtern in den Bezirken, dem Landesamt 
für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten, 
den Auslandsvertretungen und der Internati-
onal Organisation for Migration (IOM) werden 

Ausreisewillige bei der freiwilligen Ausreise in 
ihr Heimatland unterstützt. Über das Projekt 
ZIRF-Counselling, eine Zentralstelle für die 
Informationsvermittlung zur Rückkehrför-
derung, das ein datenbankgestütztes Aus-
kunftssystem über die Lebensbedingungen in 
den Heimatländern bereithält, können  insbe-
sondere in schwierigen Einzelfällen Hinweise 
eingeholt werden, ob eine Ausreise überhaupt 
möglich ist. Zusätzlich können auch die erfor-
derlichen Informationen zur medizinischen 
Behandlung im Heimatland heraus gefunden 
werden. 2013 sind 722 Personen (2012: 589) 
mit Hilfe der Rückkehrberatung in ihr Hei-
matland zurückgekehrt. 51 % der Antragstel-
ler kehrten nach Serbien zurück, 18 % nach 
Bosnien-Herzegowina. Bei den Ausreisen 
nach Serbien, Bosnien-Herzegowina und Ma-
zedonien konnte festgestellt werden, dass die 
Mehrzahl der ausreisenden Personen bereits 
einmal mit IOM-Mitteln gefördert ausgereist 
waren und bei den folgenden Ausreisen le-
diglich Unterstützung in Form eines Tickets, 
sei es Bus, Bahn oder Flug, erhielten. In Zu-
sammenarbeit mit der IOM-Beratungsstelle 
in Berlin, die ein Sonderprogramm für die 

Situation im Asylreferat
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geförderte Rückkehr nach Vietnam anbietet, 
konnte die Zahl der Rückkehrer wiederum ge-
steigert werden (2012: 589 Ausreisen 2013: 
612 Ausreisen). Die Anzahl der Anfragen zur 
Unterstützung der freiwilligen Ausreise in ei-
nen EU-Staat ist konstant. In einigen Fällen 
konnte vor der Organisation der Ausreise noch 

ein Vorsprachetermin mit dem Deutschen Ge-
werkschaftsbund angeboten werden, um mit 
Unterstützung der dort tätigen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter prüfen zu lassen, ob eine 
Möglichkeit besteht, bisher nicht gezahlten 
Lohn einzufordern.

Häufigste Zielstaaten
	 1. Serbien	 368 Personen 
	 2. Bosnien u. Herzegowina	 129 Personen
	 3. Vietnam	 55 Personen 
	 5. Russische Förderation	 37 Personen 
	 6. Mazedonien	 21 Personen

Die BUL bringt Flüchtlinge, die sich im Asyl-
verfahren befinden, aber auch Flüchtlinge, 
die dieses bereits durchlaufen haben und 
sich im Leistungsbezug der Bezirke befinden, 
in Aufnahmeeinrichtungen und in Gemein-
schaftsunterkünften unter. Aufgrund erheb-
lich steigender Zugangszahlen müssen die 
dafür notwendigen Platzkapazitäten in Ab-

stimmung mit den Bezirken und der Senats-
verwaltung für Gesundheit und Soziales kon-
tinuierlich angepasst werden. Dieser Prozess 
gestaltet sich sehr schwierig, weil es in einer 
sich dynamisch entwickelnden Stadt wie Berlin 
an geeigneten Gebäuden und Grundstücken 
fehlt. Hinzu kommt, dass die Unterkünfte so 
gleichmäßig wie möglich über alle Berliner 

Berliner Unterbringungsleitstelle (BUL)

Foto © Victoria Bonn-Meuser 
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Bezirke verteilt werden sollen und somit 
Standortfragen mit den Vertretern der Bezir-
ke abgestimmt werden müssen. Im Jahr 2013 
ist deshalb in Zusammenarbeit mit den Bezir-
ken ein Konzept erarbeitet und verabschiedet 
worden, das der Berliner Unterbringungsleit-
stelle ermöglichen sollte, ausreichend Unter-
kunftsplätze in Berlin zur Verfügung stellen 
zu können. Trotz großer Anstrengung aller 
beteiligten Berliner Behörden mussten ab 
Oktober erstmals Flüchtlinge in Ermangelung 

geeigneter Unterkunftsplätze auch in Hostels 
untergebracht werden. Wie dem Schaubild zu 
entnehmen ist, stieg die Anzahl der durch die 
Berliner Unterbringungsleitstelle in vertrags-
gebundenen und vertragsfreien sowie in Ho-
stels untergebrachten Flüchtlinge vom Jah-
resanfang bis zum Jahresende von 5.041 auf 
8.230 Personen. Die Anzahl der Unterkünfte 
stieg von 27 auf 34 an. 2013 konnten 2.850 
Plätze in vertragsgebundenen Unterkünften 
neu akquiriert werden.

Der erste Kooperationsvertrag wurde mit 
Wirkung zum 1.11.1993 geschlossen. Die-
sem waren Überlegungen vorausgegangen, 
im Hinblick auf die steigende Zahl von Ob-
dachlosigkeit betroffener oder bedrohter 
Menschen einen gemeinsamen Beitrag zur 
dauerhaften Versorgung von sozial benach-
teiligten Menschen mit Wohnraum zu leisten 
und damit zum Abbau und zur Verhinderung 

von Wohnungslosigkeit in Berlin beizutragen. 
Inzwischen konnten mit dem Geschützten 
Marktsegment 20 Jahre Erfahrungen gewon-
nen werden. Gemeinsam mit den Städtischen 
Wohnungsunternehmen und drei freien Woh-
nungsanbietern wurde dieses Instrument, das 
bundesweit in dieser Form einmalig ist, weiter 
entwickelt, aktualisiert und den sich ändern-
den Bedingungen stets angepasst. Die Grün-

Wohnungssegment „Geschütztes Marktsegment“
Das „Geschützte Marktsegment“ besteht seit 20 Jahren!
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de, die vor 20 Jahren zu dessen Umsetzung 
geführt haben, sind nach wie vor gegeben: Der 
Bedarf ist anhaltend hoch, neue Personenkrei-
se, besonders Familien mit Kindern, sind hin-
zugekommen. Trotz der sehr angespannten 

Wohnungsmarktlage konnten 1.115 Haus-
halte mit Wohnungen versorgt werden. Dies 
bestätigt, dass sich das Geschützte Marktseg-
ment bewährt hat und unbedingt beibehalten 
werden muss.

Kleidersammlungen für Obdachlose
Es war einmal vor einigen Jahren einer dieser 
besonders kalten und langen Winter in Ber-
lin, als eine Mitarbeiterin des LAGeSo einen 
Spendenaufruf der Bahnhofsmission zum 
Anlass nahm, nicht nur persönlich etwas 
für obdachlose, hilfebedürftige Menschen in 
Berlin zu geben, sondern sie initiierte und 
organisierte eine Spendensammlung unter 
allen Mitarbeitern des Landesamtes. Seitdem 
hat diese Sammlung eine feststehende Tra-
dition im LAGeSo und es werden regelmäßig 
zur Winter- und Sommerzeit entsprechende 
Sammelaktionen durchgeführt. Dabei durch-
forsten die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
des LAGeSo ihre Schränke und Kommoden, 
um gut erhaltene Kleidung und Schuhe für die 

Obdachlosenhilfe der Berliner Bahnhofsmis-
sion zu spenden. Auch Taschen, Rucksäcke, 
Schlafsäcke, Isomatten und Decken fanden 
den Weg aus den Schränken zur Bahnhofs-
mission. Mancher, der keine Kleidung spen-
dete, besorgte Kaffee, Tee, Drogerie- oder 
Hygieneartikel, die auch immer benötigt 
werden. Die Sammlungen an den Standorten 
Sächsische Straße und Turmstraße wurden 
von fleißigen Helfern zusammengetragen, 
sortiert und dann zur Bahnhofsmission in der 
Jebensstraße und zur Stadtmission gefahren. 
Die Freude über die vielen Sachen war bei den 
Mitarbeitern der Bahnhofsmission und der 
Stadtmission sowie bei den vielen Obdachlo-
sen sehr groß. 
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Heimaufsicht
Neue Bauverordnung für Einrichtungen in Kraft gesetzt
Am 19.10.2013 trat die Wohnteilhabe-Bauver-
ordnung (WTG-BauV) in Kraft und löste die bis 
dahin geltende Heimmindestbauverordnung 
(HeimMindBauV) ab. Mit dieser Verordnung 
wurde der bauliche Standard für Einrichtun-
gen erhöht, was die Wohnqualität für Bewoh-
nerinnen und Bewohner weiter verbessern 
soll. Zukünftig müssen die Anforderungen an 
die Barrierefreiheit und Rollstuhlnutzbarkeit 
bei neuen Einrichtungen, bei Neubauten sowie 
wesentlichen Umbau- oder Modernisierungs-
maßnahmen von bestehenden Einrichtungen 
beachtet werden. Diese Anforderungen für 
barrierefreies Bauen müssen nach der DIN 
18040 Teil 2 erfüllt werden. Zudem wurden 
spezielle bauliche Regelungen für Einrichtun-
gen der Tagespflege, für stationäre Hospize 
sowie für Einrichtungen für Menschen mit 
Behinderung aufgenommen. Damit wird den 
Besonderheiten dieser Einrichtungsformen 
und der sich in ihnen lebenden Menschen 
Rechnung getragen. Künftig müssen bei Neu-
bauten die Zimmerflächen bei Einzel- und 
Doppelzimmern sowie die Gemeinschaftsflä-
chen größer sein. Die Wohnfläche für Einzel-
zimmer muss in Zukunft mindestens 14 m² 
und Doppelzimmer mindestens 22 m² (bisher 
12 m² bzw. 18 m²) haben. Für die Gemein-
schaftsaktivitäten in neuen Einrichtungen 
müssen pro Bewohnerin oder Bewohner bzw. 
pro Tagespflegeplatz mindestens 5 m² an ge-
meinschaftlicher Aufenthaltsfläche zur Verfü-
gung stehen. Die Verordnung wird auch für 
bestehende Einrichtungen Verbesserungen in 
der Wohnqualität bringen. Bewohnerzimmer 
mit mehr als zwei Plätzen sollen bis Ende 2018 

nicht mehr angeboten werden.
Nun besteht auch die Pflicht während des 
ganzen Jahres für angemessene Raumtempe-
raturen in den Einrichtungen zu sorgen. Dazu 
gehört auch wirksamer Schutz gegen Hitze 
und Sonneneinstrahlung. Außerdem muss in 
jedem Bewohnerzimmer der Empfang von In-
formationen über moderne Kommunikations-
anlagen wie Rundfunk, Fernsehen, Telefon 
und Internet gewährleistet sein. Für die Um-
setzung der neuen Anforderungen gelten für 
die bestehenden Einrichtungen angemessene 
Übergangsfristen. Für die Umsetzung und Ein-
haltung der WTG-BauV sind die Einrichtungs-
träger verantwortlich. Da die Heimaufsicht 
bei der Entwicklung der WTG-Bauverordnung 
mitwirken konnte, wird sie die Umsetzung 
in den Einrichtungen fachlich begleiten. Die 
Heimaufsicht wird dazu ab 2014 eine bauliche 
Bestandsaufnahme bei Einrichtungen durch-
führen und die Träger bei Bedarf umfassend 
beraten. 
Zu den Kernaufgaben der Heimaufsicht ge-
hört neben der Beratung die Prüfung der 578 
Einrichtungen in Berlin sowie die Bearbeitung 
von Beschwerden. Zweck der Prüfungen ist es 
darauf hinzuwirken, dass die Interessen und 
Bedürfnisse der Bewohnerinnen und Bewoh-
ner geachtet und geschützt werden. Es sollen 
eine fachgerechte Betreuung und eine hohe 
Lebensqualität gesichert und Gefahren von 
ihnen abgewendet werden. Die Inhalte und 
die Ergebnisse einer Prüfung werden in einem 
Prüfbericht festgehalten. Dieser wird im In-
ternet auf den Seiten der Heimaufsicht veröf-
fentlicht. Bei festgestellten Mängeln wird der 

In Berlin leben rd. 39.000 voll-
jährige Menschen, die wegen ei-
ner Krankheit, ihres Alters oder 
einer Behinderung pflege- und 
betreuungsbedürftig sind und 
keinen eigenen Haushalt führen 
können. Diese Menschen haben 
ein besonderes Schutzbedürfnis 
und sind auf stationäre Betreu-
ung und Pflege in einer der 578 
Einrichtungen angewiesen. Da 
sich diese Bewohnerinnen und 
Bewohner in einem starken Ab-
hängigkeitsverhältnis zu ihren 
Einrichtungen befinden, ste-
hen sie unter dem besonderen 
Schutz des Wohnteilhabegeset-
zes (WTG). Ziel des WTG ist es, 
die Bewohnerinnen und Bewoh-
ner vor Beeinträchtigungen zu 
schützen und sie dabei zu un-
terstützen, ihre Interessen und 
Bedürfnisse wahrzunehmen. 
Zuständige Aufsichtsbehörde ist 
die Heimaufsicht beim LAGeSo.

2013 hat die Heimaufsicht insgesamt 482 Prüfungen (2012: 502) in 456 Einrichtungen (2012: 461) durchge-
führt. In 34 Einrichtungen wurden insgesamt 62 gravierende Mängel vorgefunden, die zu weiteren ordnungs-
behördlichen Maßnahmen der Heimaufsicht führten. Ein weiterer gesetzlicher Auftrag der Heimaufsicht ist 
die Information und Beratung von Bewohnerinnen und Bewohnern, Bewohnerbeiräten und Fürsprecherinnen 
und Fürsprechern, Angehörigen, Pflegekräften und Betreibern von Einrichtungen. Im Rahmen des Wohnteilha-
begesetzes und der hierzu ergangenen Verordnungen wurden 1.655 Beratungen (2012: 1.676) durchgeführt.



58

Einrichtungsträger durch die Heimaufsicht 
zunächst beraten. Darüber hinaus kann die 
Heimaufsicht als Ordnungsbehörde die Be-
seitigung von Mängeln anordnen, sofern der 
Einrichtungsträger diese nicht innerhalb ei-
ner angemessenen Frist beseitigt. Neben den 
stationären Einrichtungen gibt es rd. 950 am-
bulant betreute Wohngemeinschaften (2012: 
915) für pflegebedürftige Menschen und Men-
schen mit Behinderungen. In diesen Wohnge-
meinschaften führt die Heimaufsicht keine 
regelmäßigen Prüfungen durch, da es sich um 
eine weitgehend selbstbestimmte Wohnform 
in privat genutzten Wohnungen handelt. Nur 

wenn Beschwerden aus diesen Wohngemein-
schaften kommen oder berechtigte Zweifel an 
der Aufbaustruktur und der Vertragsgestal-
tung der Wohngemeinschaft vorliegen, wird 
die Heimaufsicht tätig. Insgesamt konnte bei 
den Beschwerden, die die Heimaufsicht er-
reichten, ein deutlicher Rückgang gegenüber 
dem Vorjahr festgestellt werden. Die Zahl der 
bearbeiteten Beschwerden ist von 221 auf 
163 gesunken. Bei berechtigten Beschwerden 
drängt die Heimaufsicht stets auf eine schnel-
le Abhilfe und leitet gegebenenfalls ordnungs-
behördliche Maßnahmen ein.

Aus Wohngemeinschaften er-
reichten die Heimaufsicht 41 
(2012: 43) Beschwerden. In 23 
Fällen wurde von der Heimauf-
sicht u.a. durch Besichtigungen 
vor Ort geprüft, ob eine Wohn-
gemeinschaft aufgrund ihrer 
Aufbaustruktur und ihrer Ver-
tragsgestaltung tatsächlich die 
Anforderungen an eine Wohnge-
meinschaft erfüllt. In allen Fällen 
wurde der WG-Status bestätigt. 
Darüber hinaus wurde in acht 
Beratungen eine Wohnform 
festgestellt, die nicht unter die 
Regelungen des WTG fällt (sog. 
„Betreutes Wohnen“). Für diese 
Wohnform ist die Heimaufsicht 
nicht zuständig.
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Integrationsamt
Die gesetzlichen Aufgaben des Integrations-
amtes sind im Schwerbehindertenrecht fest-
gelegt. Folgende Ziele werden dabei verfolgt: 
Beschäftigungsverhältnisse schwerbehinder-
ter Menschen zu ermöglichen, zu erleichtern 
und zu sichern.

Herausforderung UN-Behinderten-
rechtskonvention
Die Umsetzung der UN-Behindertenrechts-
konvention (UN-BRK) prägt die Arbeit des 
Landesamtes. Vor allem geht es darum, die 
Angebote für behinderte Menschen im Ar-
beitsleben am Leitgedanken der Inklusion 
auszurichten. So fordert die UN-BRK einen 
offenen Arbeitsmarkt, auf dem Menschen mit 
und ohne Behinderung tätig sind. Die beruf-
liche Teilhabe von Menschen mit Handicap 
setzt voraus, dass Vorurteile gegenüber Men-
schen mit Behinderung bekämpft werden und 
das Bewusstsein für deren Belange geschärft 
wird.

Woher kommen die Fördermittel?
Verfügt ein Arbeitgeber über mindestens 
20 Arbeitsplätze, so sind auf wenigstens 5 
% dieser Arbeitsplätze schwerbehinderte 

Menschen zu beschäftigen. Das schreibt das 
Schwerbehindertenrecht vor. Kommt der Ar-
beitgeber seiner Beschäftigungspflicht nicht 
oder nicht in vollem Umfang nach, hat er eine 
Ausgleichsabgabe zu entrichten. Die Höhe 
der Ausgleichsabgabe beträgt je Monat und 
unbesetzten Pflichtarbeitsplatz zwischen 115 
und 290 €. Die Zahlung dieser Mittel hebt die 
Pflicht zur Beschäftigung schwerbehinder-
ter Menschen nicht auf. Sie soll Arbeitgeber 
motivieren, schwerbehinderte Menschen zu 
beschäftigen.

Wofür wird die Ausgleichsabgabe 
verwendet?
In Form der begleitenden Hilfe im Arbeitsle-
ben fließt die Ausgleichsabgabe größtenteils 
in die Betriebe zurück. Somit hat sie weniger 
eine Antriebs-, als vielmehr eine Ausgleichs-
funktion. 

Begleitende Hilfe im Arbeitsleben
Die Maßnahmen der begleitenden Hilfe sind 
darauf ausgerichtet, behinderungsbeding-
te Nachteile auszugleichen. Dabei handelt 
es sich um Leistungen an schwerbehinderte 
Menschen sowie deren Arbeitgeber, die För-

Vom jährlichen Aufkommen der 
Ausgleichsabgabe sind 20 % an 
das Bundesministerium für Ar-
beit und Soziales abzuführen. 
Mittel, die dem Integrations-
amt verbleiben, werden geson-
dert verwaltet. Sie dürfen aus-
schließlich für die Förderung der 
beruflichen Teilhabe schwerbe-
hinderter Menschen verwendet 
werden. Die Einnahmen aus der 
Ausgleichsabgabe 2013 in Höhe 
von 26.024,956 € sind gegenüber 
dem Vorjahr um mehr als 4 Mio. 
€ gestiegen. Diese Mehreinnah-
men sind u. a. auf die Erhöhung 
der Ausgleichsabgabe um 10 % 
zurückzuführen.

Die Ausgaben aus der Aus-
gleichsabgabe 2013 sind im 
Vergleich zu 2012 um 4 Mio. € 
gestiegen. Allein die Förderung 
von Werkstätten und Wohnhei-
men für behinderte Menschen 
stieg um 2,5 Mio. € (2012: 
1.255.856 €; 2013: 3.741.397 €). 
Die Förderung der Integrations-
fachdienste (IFD) war auch 2013 
ein wesentlicher Investitions-
faktor (2012: 5.729.025 €; 2013: 
6.136.121 €). Die Leistungen an 
Arbeitgeber sind von 12.749.820 
€ (2012) auf 14.391.364 € gestie-
gen. Dieser Anstieg ergibt sich 
vor allem aus der verstärkten 
Förderung der Leistungen bei 
außergewöhnlichen Belastun-
gen (2012: 8.738.951 €; 2013: 
10.477.915 €). Die Leistungen 
an schwerbehinderte Menschen 
sind im Jahresvergleich leicht ge-
stiegen (2012: 3.067.823 €; 2013: 
3.609.101 €). 
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derung von Integrationsprojekten und die Fi-
nanzierung der Integrationsfachdienst (IFD). 
Umfang und Höhe der Leistungen bestimmen 
sich nach dem Einzelfall und werden be-
darfsabhängig gewährt. Das LAGeSo erbringt 
diese Leistungen allerdings erst, wenn ein 
Träger der Rehabilitation für die gleiche Leis-
tung nicht vorrangig zuständig ist. Aber allein 
mit finanziellen Leistungen sind Probleme 
schwerbehinderter Menschen im Arbeitsleben 
oft nicht zu lösen. Deshalb sind Beratung und 
Information ganz wesentliche Bestandteile 

der begleitenden Hilfe. Neben dem Techni-
schen Beratungsdienst (TBD) des Integrati-
onsamtes werden für die Erfüllung dieser Auf-
gaben die IFD hinzugezogen. Der TBD berät 
schwerbehinderte Arbeitnehmer sowie Arbeit-
geber. Er erstellt Gutachten, wenn es um die 
behinderungsgerechte Gestaltung von neuen 
Arbeitsplätzen und die Sicherung bestehender 
Arbeitsplätze geht. Bei allen übrigen berufli-
chen Problemen, die eine Behinderung mit 
sich bringen kann, helfen die IFD. 

Verwendung der Ausgleichsabgabe	 2010	 2011	 2012	 2013
Leistungen an Arbeitgeber						    
Arbeitsplatzschaffungen	 1.533.968 €	 1.366.039 €	 1.442.143 €	 1.690.454 €
Behinderungsgerechte Gestaltung des Arbeitsplatzes	 1.455.024 €	 2.110.037 €	 2.568.726 €	 2.222.606 €
Gebühren bei Berufsausbildung 	 211 €	 542 €	 0 €	 0 €
Prämien und Zuschüsse bei Berufsausbildung 	 1.800 €	 2.180 €	 0 €	 389 €
BEM-Prämie 	 0 €	 0 €	 0 €	 0 €
Leistungen bei außergewöhnlichen Belastungen	 6.673.098 €	 7.434.879 €	 8.738.951 €	 10.477.915 €
insgesamt	 9.664.101 €	 10.913.677 €	 12.749.820 €	 14.391.364 €

Leistungen an schwerbehinderte Beschäftigte
Technische Arbeitshilfen 	 324.479 €	 342.299 €	 313.168 €	 297.295 €
Hilfen zum Erreichen des Arbeitsplatzes 	 134.335 €	 281.646 €	 280.382 €	 302.938 €
Hilfen zur wirtschaftlichen Selbstständigkeit	 30.036 €	 36.237 €	 78.105 €	 107.442 €
Wohnungshilfen 	 1.889 €	 20.955 €	 39.636 €	 0 €
Fortbildung	 60.850 €	 64.598 €	 86.525 €	 90.267 €
Hilfen in besonderen Lebenslagen 	 52.822 €	 60.398 €	 49.605 €	 47.338 €
Notwendige Arbeitsassistenz  	 1.596.948 €	 1.900.892 €	 2.204.589 €	 2.717.023 €
Unterstützende Beschäftigung		  5.399 €	 15.813 €	 46.798 €
insgesamt	 2.201.359 €	 2.712.424 €	 3.067.823 €	 3.609.101 €

Integrationsprojekte 	 3.154.799 €	 2.161.321 €	 4.259.464 €	 2.697.719 €
Integrationsfachdienste 	 4.692.392 €	 5.060.239 €	 5.729.025 €	 6.136.121 €
Bildungs- und Aufklärungsmaßnahmen 	 304.768 €	 310.392 €	 380.083 €	 322.181 €
Werkstätten für behinderte Menschen und Wohnstätten 	 356.658 €	 689.616 €	 1.255.856 €	 3.741.397 €
Modellvorhaben 	 233.749 €	 246.249 €	 50.000 €	 416.090 €
Sonstige Maßnahmen	 171.473 €	 393.668 €	 526.288 €	 166.318 €

Gesamtsumme Leistungen	 20.779.299 €	 22.487.586 €	 28.018.359 €	 31.480.291 €
Abführung an den Ausgleichsfonds	 3.962.848 €	 4.239.083 €	 4.410.085 €	 4.940.415 €
Gesamtausgaben	 24.742.147 €	 26.726.669 €	 32.428.444 €	 36.420.706 €
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Es werden Dienstleistungen in 
den Bereichen Gastronomie, 
Partyservice, Gebäudereinigung, 
Garten- und Landschaftsbau, 
Wäscherei und Büroservice er-
bracht. 2013 fanden 1.051 Men-
schen in Integrationsprojekten 
des Landes Berlin Beschäftigung 
(2012: 1.037), 569 davon waren 
besonders betroffene schwerbe-
hinderte Menschen (2012: 578).

2013 gingen im Integrationsamt 1.291 Anträge auf Zustimmung zur Kündigung eines schwerbehinderten 
Menschen ein (2012: 1.187). Abschließend bearbeitet wurden 1.243 Verfahren. In 16,6 % der Fälle konnte 
das Arbeitsverhältnis eines schwerbehinderten Menschen durch den besonderen Kündigungsschutz erhalten 
werden (2012: 27,2 %). Die Kündigungsursachen waren zu 46,6 % betriebsbedingt, zu 27,8 % personenbedingt 
und zu 25,6 % verhaltensbedingt.

Schaffung von Ausbildungs- und 
Arbeitsplätzen 
Die Förderung von Arbeitgebern, die auf dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt Beschäftigungs-
verhältnisse für schwerbehinderte Menschen 
schaffen, ist eine wesentliche Aufgabe. Be-
hinderungsbedingt notwendige Investitionen 
werden grundsätzlich vollständig finanziert. 
An den Investitionen, die nicht im Zusammen-
hang mit der Behinderung eines Beschäftig-
ten stehen, muss sich der Arbeitgeber in der 
Regel mit einem Anteil von 20 % beteiligen. 
Mit Hilfe von Zuschüssen und Darlehen an Ar-
beitgeber konnten für schwerbehinderte und 
gleichgestellte Menschen 69 Ausbildungs- 
und Arbeitsplätze geschaffen werden. Hinzu 
kommen neue Ausbildungs- und Arbeitsplät-
ze, die im Rahmen von Sonderprogrammen 
wie „Schwerbehinderten-Joboffensive Berlin 
2010“ (42) und „Initiative Inklusion“ (72) fi-
nanziert wurden. Insgesamt förderte Berlin 
im Jahr 2013 die Schaffung von 183 Ausbil-
dungs- und Arbeitsplätzen (2012: 265).

Integrationsprojekte
In Integrationsprojekten arbeiten Menschen 
mit und ohne Behinderung zusammen. Der 
Anteil der schwerbehinderten Menschen be-
trägt mindestens 25 % und soll 50 % nicht 
übersteigen. Es handelt sich um schwerbe-
hinderte Menschen, die nur geringe Chancen 

haben, auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 
eine Beschäftigung zu finden. Zu diesem Per-
sonenkreis gehören überwiegend Menschen 
mit einer geistigen oder seelischen Behin-
derung sowie Menschen mit einer schweren 
Sinnes-, Körper- oder Mehrfachbehinderung. 
In Integrationsprojekten werden sie ausge-
bildet, beschäftigt und arbeitsbegleitend be-
treut. 2013 förderte das Integrationsamt 35 
Projekte (2012: 33).

Besonderer Kündigungsschutz
Der Gesetzgeber hat festgelegt, dass Arbeit-
geber, die das Arbeitsverhältnis mit einem 
schwerbehinderten Menschen kündigen wol-
len, grundsätzlich die Zustimmung des Integ-
rationsamtes benötigen. Geschützt wird da-
bei vor Kündigungen, die im Zusammenhang 
mit der Behinderung stehen. Dabei gilt es 
den Sachverhalt zu ermitteln, die Beteiligten 
zu hören und eine Entscheidung zu treffen. 
Alle Möglichkeiten, das gefährdete Beschäfti-
gungsverhältnis zu erhalten, werden geprüft 
und ausgeschöpft. Die finanziellen Leistun-
gen sowie Beratung und Betreuung sind die 
wesentlichen Hilfen, das Arbeitsverhältnis 
zu erhalten. Das bedeutet jedoch nicht, dass 
schwerbehinderte Arbeitnehmer unkündbar 
sind. Die neutrale Rolle des Integrationsam-
tes verpflichtet es, zwischen den Interessen 
des Arbeitgebers und des schwerbehinderten 
Beschäftigten sorgfältig abzuwägen. 
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IFD Existenzgründung
Menschen mit Schwerbehinde-
rung, die sich selbstständig ma-
chen wollen oder bereits selbst-
ständig sind, können sich an den 
neu gegründeten IFD wenden. 
Das Beratungsangebot des IFD 
umfasst das klassische Grün-
dungs-Know-how, z.B. Themen 
wie Unternehmerpersönlich-
keit, Geschäftsidee, Rechtsform 
und Gründungsformalitäten 
sowie die zielgruppenspezifi-
schen Angebote für Menschen 
mit Schwerbehinderung. Dabei 
spielen technische Arbeitshilfen 
und die Arbeitsorganisation, die 
behinderungsspezifischen För-
derungen, aber auch die Reflexi-
on psychosozialer Barrieren auf 
Seiten des Gründers eine Rolle. 
Im Gründungsjahr 2013 betreu-
te der IFD die Existenzgründung 
von 201 Klienten.

Initiative Inklusion 
Ende 2011 startete das Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales (BMAS) die Initiative 
Inklusion, die Teil des Nationalen Aktions-
plans der Bundesregierung ist. Die Maßnah-
men der Initiative Inklusion werden in den 
Bundesländern umgesetzt. Sie orientieren 
sich an den Forderungen der UN-Behinder-
tenrechtskonvention und berücksichtigen die 
Regelungen des Schwerbehindertenrechts. 
Ziel ist es, mehr reguläre Beschäftigungsver-
hältnisse für besonders betroffene schwerbe-
hinderte Menschen zu schaffen. Das Bundes-
arbeitsmarktprogramm wird mit 100 Mio. € 
gefördert, 4,5 % davon entfallen auf Berlin. 
Die Maßnahme Berufsorientierung ist gesetz-
lich in eine Regelleistung nach § 48 SGB III 
überführt worden. Die Kofinanzierung durch 
die Bundesländer konnte jedoch in 2013 nicht 
abschließend geklärt werden. Um die Nach-
haltigkeit zu sichern, hat das BMAS diese 
Maßnahme verlängert und weitere 40 Mio. € 
aus dem Ausgleichsfonds bereitgestellt.

Praktische Umsetzung der Initiative 
Inklusion 
Für die Umsetzung der Initiative Inklusion 
hat Berlin die Fördersumme aus Mitteln der 
Ausgleichsabgabe aufgestockt. 2013 onnten 
72 sozialversicherungspflichtige Ausbildungs- 
und Arbeitsverhältnisse geschaffen werden. 
Die Maßnahme Berufsorientierung wurde an 
60 Schulstandorten umgesetzt. Es wurden 
332 Kompetenzanalysen und 292 Berufswe-
gekonferenzen sowie 199 betriebliche Prakti-
ka durchgeführt. 

Öffentlichkeitsarbeit
Aufklärungs- und Schulungsmaßnahmen 
bieten vielseitige Möglichkeiten, Arbeitgeber, 
Schwerbehindertenvertretungen, Betriebs- 
und Personalräte sowie sonstige betriebliche 
Funktionsträger über die Förderung der beruf-
lichen Chancengleichheit von schwerbehinder-
ten Menschen zu informieren. Diese Leistun-
gen erbringt das Integrationsamt im Rahmen 
der begleitenden Hilfe im Arbeitsleben.

Job-to-Job
Schwerbehinderte Beschäftigte, 
deren Arbeitsverhältnis gekün-
digt worden ist, werden während 
der bestehenden Kündigungs-
frist begleitend unterstützt. Ziel 
ist die Erlangung eines neuen 
geeigneten Arbeitsverhältnisses, 
ohne, dass eine Unterbrechung 
im Arbeitsleben eintritt. In 2013 
nahmen 643 Betroffene diese 
Leistung in Anspruch.

IFD sind Dienste Dritter, die durch das Inte-
grationsamt flächendeckend vorgehalten 
und finanziert werden. Sie können sowohl 
vom schwerbehinderten Menschen als auch 
vom Arbeitgeber hinzugezogen werden. Die 
Kernaufgabe der IFD ist die Sicherung der 
Beschäftigung von besonders betroffenen 
schwerbehinderten Menschen. Die Arbeit der 
IFD wurde 2013 in hohem Maße nachgefragt: 
7.345 schwerbehinderte, behinderte und von 
Behinderung bedrohte Menschen wurden 
beraten sowie längerfristig betreut (2012: 
6.499). Berlin verfügt über 13 IFD: 

	 • Sechs regional ausgerichtete für alle Be- 
		  hinderungsarten
	 • Einen Fachdienst für gehörlose und hörbe- 
		  hinderte Menschen

	 • Einen für den Übergang schwerbehinder- 
		  ter Schüler auf den allgemeinen Arbeits- 
		  markt
	 • Einen für den Übergang aus der Werkstatt  
		  für behinderte Menschen auf den allgemei- 
		  nen Arbeitsmarkt
	 • Drei Fachdienste im Bereich Berufsorien- 
		  tierung der Initiative Inklusion
	 • Einen für schwerbehinderte Existenzgrün- 
		  der (neu)
Die regional ausgerichteten IFD bieten seit 
2013 – zusätzlich zum Leistungskatalog für 
alle Behinderungsarten – Spezialisierungen 
für folgende Behinderungsarten an: Sehbe-
hinderung, Epilepsie, Autismus, kognitive 
Einschränkungen, psychische Behinderungen. 
Darüber hinaus bieten sieben IFD die neuen 
Leistungen Jobcoaching und Job-to-Job an.

Integrationsfachdienste (IFD)
Jobcoaching
Um Probleme eines besonders 
betroffenen schwerbehinder-
ten Beschäftigten praxisnah zu 
lösen, wird dieser über einen 
längeren Zeitraum direkt am Ar-
beitsplatz durch einen Jobcoach 
begleitet. 
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Schulungen
Die Durchführung von Bildungsseminaren 
verfolgt das Ziel, Ansprechpartner schwerbe-
hinderter Beschäftigter umfassend zum Sozi-
algesetzbuch - Neuntes Buch (SGB IX) sowie 
zu angrenzenden Rechtsgebieten zu schulen 
und praktische Handlungskompetenzen zu 
vermitteln. Die Lehrgänge zum Schwerbehin-
dertenrecht sowie zu Themen wie „Inklusion 
– gleichberechtigte Teilhabe schwerbehinder-
ter Menschen am Arbeitsleben“, „Psychische 
Erkrankungen im Arbeitsleben“, etc. werden 
im LAGeSo angeboten. 2013 fanden Schulun-
gen verstärkt vor Ort in Berliner Unternehmen 
und Behörden statt, z. B. für Führungskräfte 
im Jobcenter Lichtenberg sowie im Jobcenter 
Tempelhof-Schöneberg, für Schwerbehin-
dertenvertretungen und Personalräte in der 
Stiftung Preußischer Kulturbesitz und bei der 
AOK Nordost oder für Absolventen des Insti-
tuts für Rehabilitationswissenschaften an der 
Humboldt-Universität zu Berlin.

Fachpublikationen 
Die Erstellung von Fachpublikationen ist ein 
Mittel, durch gezielte Informationen die Si-
tuation von schwerbehinderten Menschen 
zu verbessern. Die Publikationen des Integ-
rationsamtes werden quartalsweise an 1.200 
Unternehmen und Organisationen versandt.

Inklusionspreis 2013
Die Senatsverwaltung für Gesundheit und So-
ziales und das LAGeSo vergaben 2013 zum elf-
ten Mal den Inklusionspreis an Unternehmen, 
die schwerbehinderte Menschen vorbildlich 
beschäftigen oder ausbilden. Es wurden drei 
Firmen in den Kategorien „Kleinunterneh-
men“, „Mittelständische Unternehmen“ und 
„Großunternehmen“ ausgezeichnet. Die drei 
Preise sind gleichwertig und jeweils mit einer 
Geldprämie in Höhe von 10.000 € dotiert. Die 
Gewinner des Inklusionspreises 2013 sind:
	 • Nitze Malerei GmbH  
		  (Kategorie „Kleinunternehmen“)
	 • Wäscherei & Mietwäscheverleih - NIDER- 
		  KRONE e.K. (Kategorie „Mittelständische  
		  Unternehmen“)
	 • Berliner Wasserbetriebe  
		  (Kategorie „Großunternehmen“)
Die Preisverleihung fand am 11.12.2013 im 
Rahmen eines Festaktes im Roten Rathaus 
statt. Mario Czaja, Senator für Gesundheit 
und Soziales, und Franz Allert, Präsident des 
LAGeSo, lobten bei der Verleihung des Inklusi-
onspreises das außergewöhnliche soziale En-
gagement der Gewinnerunternehmen sowie 
die Nachhaltigkeit, die diesem Engagement 
zugrunde liegt. Die große Zahl an sehr guten 
Bewerbungen veranlasste die Jury, zusätzlich 
ein Unternehmen mit dem Sonderpreis auszu-
zeichnen. Der Preis in dieser Kategorie ging an 
die Firma Zaulig Maklerservice GmbH.

Im Sinne der UN-Behinderten-
rechtskonvention wurde der 
Berliner Integrationspreis im 
Jahr 2013 umbenannt in „In-
klusionspreis – gleichberechtig-
te Teilhabe schwerbehinderter 
Menschen“.
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Nitze Malerei GmbH 	 Wäscherei & Mietwäscheverleih - NIDERKRONE e.K	 Berliner Wasserbetriebe

Die Gewinner des Inklusionspreises: 
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Nach dem Strafrechtlichen Rehabilitierungs-
gesetz (StrRehaG bzw. 1. SED-Unrechtsberei-
nigungsgesetz) wird eine Kapitalentschädi-
gung für erlittene Haftzeiten, haftähnlichen 
Einweisungen in Jugendwerkhöfe und psych-
iatrische Kliniken geleistet. Grundlage hierfür 
ist entweder ein Rehabilitierungsbeschluss 
des zuständigen Landgerichts oder eine Be-
scheinigung nach § 10 Abs. 4 des Häftlingshil-
fegesetzes (HHG). Die Antragsfrist endet am 
31. Dezember 2019.
Von Oktober 1992 bis Ende Dezember 2013 
sind 22.009 Anträge auf Kapitalentschädi-
gung (sowie ab 2000 9.456 auf Nachzahlung) 
gestellt worden. 20.575 (9.453) Anträge wur-
den abschließend bearbeitet.
Seit dem Jahre 2000 wurden insgesamt 38,7 
Mio. € als Entschädigung für erlittene Haftzei-
ten in der ehemaligen DDR ausgezahlt.
Durch das „Dritte Gesetz zur Verbesserung re-

habilitierungsrechtlicher Vorschriften für Op-
fer der politischen Verfolgung in der ehema-
ligen DDR“ (in Kraft getreten am 22. August 
2007) wurde die Gewährung der besonderen 
Zuwendung für Haftopfer („Opferrente“) als § 
17a in das StrRehaG aufgenommen. Seitdem 
wurden bis Ende 2013 11.915 Anträge ge-
stellt, davon 11.762 Anträge abgeschlossen. 
Eine Antragsfrist gibt es hier nicht.
Auf der Grundlage des 2. SED-Unrechtsbe-
reinigungsgesetz (bestehend aus Verwal-
tungsrechtlichen Rehabilitierungsgesetz  
–VwRehaG – und Beruflichen Rehabilitierungs-
gesetz – BerRehaG –) erfolgt die Anerkennung 
als politisch Verfolgter wegen beruflicher oder 
behördlicher Benachteiligung.
Insgesamt wurden hier bis Ende 2013 22.840 
Anträge gestellt, von denen 22.383 abge-
schlossen werden konnten. Die Antragsfrist 
endet am 31.12.2019.

Rehabilitierung politisch Verfolgter in der ehemaligen DDR
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Der Vermieter für die Räumlichkeiten der Ar-
tothek der Sozialen Künstlerförderung in der 
Gustav-Meyer-Allee 25 kündigte den Mietver-
trag zum Ende des Jahres 2013. In der Folge 
wurde gemeinsam mit der Berliner Immobi-
lienmanagement GmbH (BIM) nach entspre-
chenden Ersatzflächen im Land Berlin gesucht. 
Ein entsprechender Ersatzstandort wurde in 
der Ringstraße 44-66 in Berlin Marienfelde 
gefunden. Die Kunstwerke der Artothek der 
Sozialen Künstlerförderung werden künftig in 
der Halle 3 zu besichtigen sein. Die alten Miet-

flächen in der Gustav-Meyer-Allee wurden 
rechtzeitig an den Vermieter übergeben. Eine 
große Herausforderung war die Organisation 
des Umzugs. Der gesamte Kunstbestand um-
fasst rd. 14.800 Werke, darunter auch viele 
teilweise tonnenschwere Skulpturen. Unter 
Zuhilfenahme entsprechender Schwertrans-
porter wurde die gesamte Kunstsammlung 
im November/Dezember 2013 erfolgreich von 
der Gustav-Meyer-Allee 25, 13355 Berlin zum 
neuen Standort Ringstraße 66, Halle 3, 12105 
Berlin verlagert.

Artothek der Sozialen Künstlerförderung

Frank Coldewey, Ohne Titel, 1992Wolfgang Rüppel, Ohne Titel, 1994

Umzug der Artothek der Sozialen Künstlerförderung

Paula Schmidt-Dudek, Vibration, 1993
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VERSORGUNG
Im Aufgabenbereich der Versorgung kümmern sich die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter des LAGeSo unter anderem 
darum, die Folgen verschiedener Arten von Ereignissen im 
Rahmen der „Sozialen Sicherung“ auszugleichen, individuelle 
Entschädigungsleistungen an besonders Betroffene zu leisten 
sowie grundsätzlich um Schwerbehindertenangelegenheiten.

Foto © Edler von Rabenstein - Fotolia.com
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Im April 2013 unterzeichneten die Teilnehmer-
länder Brandenburg, Nordrhein-Westfalen, 
Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, 
Hamburg und Berlin eine Projektvereinbarung 
für einen Vergleichsring zum Schwerbehin-
dertenrecht. Die Kommunale Gemeinschafts-

stelle für Verwaltungsmanagement (KGSt) 
übernahm die Projektleitung. Auf der ersten 
Arbeitsgruppensitzung wurde ein Kennzah-
lensystem entwickelt und eine Testdatener-
hebung vorbereitet. In 2014 ist die Erhebung 
mit Echtdaten vorgesehen.

Am 1.1.2012 eröffneten im Rahmen eines 
Pilotprojektes eine Traumaambulanz für er-
wachsene Gewaltopfer an der Psychiatrischen 
Universitätsklinik im St. Hedwig-Krankenhaus 
und für Kinder und Jugendliche an der Klinik 
für Psychiatrie, Psychosomatik und Psycho-
therapie des Kinder- und Jugendalters der 
Charité- Universitätsmedizin. In den Trau-
maambulanzen können sich Betroffene bei 
Bedarf melden und sich umgehend psychothe-
rapeutisch versorgen lassen. Zudem werden 
Gewaltopfer bereits bei der Aufnahme einer 
Strafanzeige durch die Polizei, durch Opferhil-
feorganisationen oder im ersten Kontakt mit 
dem Rettungsdienst auf das Behandlungsan-
gebot der Traumaambulanzen hingewiesen.
Im Gegensatz zu dem sofortigen Behand-
lungsangebot der Traumaambulanzen gibt 
es bei niedergelassenen Traumatherapeuten 
meist lange Wartezeiten. Dadurch werden 
die psychischen Leiden bei den Betroffenen 
oftmals chronisch. Ziel dieses Projekts ist die 
wirksame Vermeidung von chronischen Be-
lastungsstörungen und weiteren psychischen 
Spätfolgen bei den Opfern von Gewalttaten. 
Die Erstintervention wird im Rahmen von bis 
zu fünf probatorischen Sitzungen angeboten. 
In besonders schwierigen Fällen ist es mög-
lich, bis zu weiteren 10 Stunden zu gewähren. 
Voraussetzung für die Inanspruchnahme der 
Traumaambulanz ist die Stellung eines Opfer-

entschädigungsantrages (OEG-Antrages). 
Die beiden vergangenen Jahre zeigten, dass 
das Projekt Traumaambulanzen sehr gut an-
genommen wird. 2012 nutzten bereits 175 
Antragstellerinnen und Antragsteller nach 
dem OEG die Möglichkeit der psychothera-
peutischen Erstversorgung in der Traumaam-
bulanz, davon 123 Erwachsene und 52 Kinder 
und Jugendliche. 2013 waren es 152 Perso-
nen, davon 117 Erwachsene und 35 Kinder 
und Jugendliche. Entsprechend der Progno-
se bei der Einführung des Projektes liegt der 
jährliche Anteil der Antragsteller, der die Hilfe 
der Traumaambulanzen in Anspruch nimmt, 
im Verhältnis zur Gesamtzahl der Anträge 
nach dem OEG bei 10-13 %. Diese Betroffenen 
waren Opfer von Überfällen, Sexualstraftaten, 
schweren Körperverletzungen aber auch un-
mittelbare Zeugen von Tötungsdelikten.
Erste Auswertungen der beteiligten Kliniken 
zeigen, dass in der überwiegenden Zahl der 
Fälle bis zu fünf Stunden für die Behandlung 
der traumaspezifischen Symptomatik aus-
reichten. Einzelverläufe und die Entwicklung 
des Schweregrades der posttraumatischen 
Symptomatik im Verlauf lassen den Schluss 
zu, dass sich die Belastungssymptomatik im 
Verlauf der Behandlung in der Traumaambu-
lanz im Vergleich zur Erstvorstellung deutlich 
reduziert. 
Nach fast zweijähriger Laufzeit wird sowohl 

Erste Bilanz des Modellprojektes Traumaambulanzen in Berlin

Soziales Entschädigungsrecht (SER)
Länderübergreifender Qualitätszirkel zum SGB IX – Vergleichsring zum 
Schwerbehindertenrecht

Opferentschädigungsrecht
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aus Sicht der Verwaltung als auch aus Sicht 
der beteiligten Kliniken eingeschätzt, dass 
sich die Einrichtung der Traumaambulanzen 
in Berlin im Erwachsenen-  und im kinder- 
und jugendpsychiatrischen Bereich als wirk-
same Soforthilfe für Opfer von Gewalttaten 
bewährte. Es entwickelte sich eine gute Zu-

sammenarbeit im Interesse der Betroffenen. 
Diese erste Zwischenbilanz zeigt, dass Opfern 
von Gewalttaten mit der Möglichkeit, eine 
Behandlung in der Traumaambulanz in An-
spruch zu nehmen, eine wirksame Soforthilfe 
angeboten wird. Eine Fortführung des Projek-
tes ist vorgesehen.

Das besondere Augenmerk im Rahmen der 
vielfältigen Aufgaben des LAGeSo liegt hier bei 
der Feststellung der Schwerbehinderteneigen-
schaft mit dem Grad der Behinderung (GdB) 
und der damit verbundenen Ausstellung des 
Ausweises für schwerbehinderte Menschen ab 
einem GdB von 50. Für die Teilhabe von Men-
schen mit Behinderung am gesellschaftlichen 
Leben gibt es eine Vielzahl von Nachteilsaus-
gleichen wie den besonderen Kündigungs-
schutz, Zusatzurlaub, Steuerermäßigungen, 
unentgeltliche oder ermäßigte Beförderung 
im öffentlichen Personennahverkehr oder 
Parkerleichterungen. Weitere Vergünstigun-
gen können zum Beispiel ermäßigte Eintritts-
preise für Veranstaltungen oder Einrichtun-
gen sein. Die rechtliche Grundlage für das 
Feststellungsverfahren nach dem Schwer-
behindertenrecht ist das Sozialgesetzbuch 

Neuntes Buch. 
2013 lebten insgesamt 592.900 (2012: 
579.778) Menschen mit Behinderung in Ber-
lin, 400.366 davon waren mit einem Grad der 
Behinderung von 50 bis 100 als schwerbe-
hindert anerkannt. Bei einer Einwohnerzahl 
von 3,5 Mio. haben somit ungefähr 17 % der 
Berliner Bevölkerung die Dienstleistung des 
Versorgungsamtes im Bereich des Schwerbe-
hindertenrechts in Anspruch genommen. In 
Berlin besitzen 346.913 (2012: 345.286) Men-
schen einen gültigen Schwerbehindertenaus-
weis. Seit April 2013 wird in Berlin ausschließ-
lich der neue Schwerbehindertenausweis 
in Scheckkartenformat ausgestellt. Bereits 
52.921 Berlinerinnen und Berliner erhielten 
2013 vom Versorgungsamt einen SB-Ausweis 
im Scheckkartenformat. 

Schwerbehindertenrecht
Menschen mit Behinderung

Art und Anzahl der zuerkannten Merkzeichen	 2012	 2013

G 	 (gehbehindert)	 156.307	 157.781
aG 	(außergewöhnlich gehbehindert)	 26.021 	 25.879
H 	 (hilflos)	 33.164 	 33.869
Bl 	 (blind)	 3.333 	 3.332
RF 	(Befreiung von der Rundfunkgebührenpflicht)	 41.140 	 41.303
B 	 (ständige Begleitung)	 84.581 	 86.722
Gl 	 (gehörlos)	 3.323 	 2.960
T 	 (Berechtigung zur Teilnahme am Sonderfahrdienst)	 24.732	 26.733
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Beachtenswert ist 2013 die Zahl der An-
tragserledigungen, welche die Zahl der An-
tragseingänge deutlich übersteigt. Insgesamt 
86.702 (2012: 73.831) Verwaltungsverfahren 
im Schwerbehindertenrecht wurden von den 
rund 124 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
des Versorgungsamtes mit einem Bescheid 
abgeschlossen; das entspricht einer Steige-
rung von 17,4 % im Vergleich zu 2012. 2013 
gingen insgesamt 74.864 (2012: 72.609) 
Anträge auf Feststellung einer Behinderung 
nach dem SGB IX im Versorgungsamt ein. 
Das sind 3,1 % mehr als 2012 (72.609 An-
träge) mit 33.379 Erstfeststellungsanträgen  
(+ 3,5 %) und 41.485 Neufeststellungsanträgen  
(+ 9,9%).

1.567 Feststellungsverfahren wurden vom 
Versorgungsamt „von Amts wegen“ (= ohne 
Antragstellung durch den Bürger) eingeleitet. 
Hier ist ein Rückgang im Vergleich zum Vor-
jahr (7.242 Feststellungsverfahren von Amts 
wegen) zu verzeichnen.
Von den 2012 durch die Einführung des neuen 
Fachverfahren OSAV-Web unerledigten Fest-
stellungsverfahren wurden 10.271 im Jahr 
2013 abgeschlossen. Damit hat sich das neue 
Fachverfahren OSAV Web im Arbeitsalltag 
bewährt. Dank der engagierten Zusammen-
arbeit aller Beteiligten gelang die Umstellung 
auf das neue webbasierte IT-Verfahren her-
vorragend.
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Im Krankenbuchlager waren insbesondere 
Lazarettkrankenbücher des 1. und 2. Welt-
kriegs archiviert. Aufgabe des KBL war es, die 
Versorgungsämter bei der Durchführung des 
Bundesversorgungsgesetzes zu unterstüt-
zen. Daneben wurden in der Vergangenheit 
im Rahmen der Amtshilfe auch Anfragen der 
Deutschen Dienststelle für die Benachrichti-
gung der nächsten Angehörigen von Gefalle-
nen der ehemaligen deutschen Wehrmacht 
(WASt), von professionellen Erbenermittle-
rinnen und Erbenermittlern sowie anderer 
Dienststellen beantwortet. Nach über 60 
Jahren Auskunftstätigkeit und aufgrund des 

erheblichen Rückgangs der Anfragen von Ver-
sorgungsämtern, die nur noch unter 5% aller 
Anfragen ausmachen, war die Aufrechterhal-
tung des KBL wirtschaftlich nicht mehr ver-
tretbar. Aus diesem Grund wurde das KBL mit 
Ablauf des 31.12.2013 geschlossen. Die WASt 
prüft, ob die Unterlagen von ihr übernommen 
werden können. Sobald hierzu nähere Infor-
mationen vorliegen, werden diese im Internet 
unter www.lageso.berlin.de veröffentlicht. 
Die auch im KBL archivierten rd. 337.000 To-
tenscheine aus dem ehemaligen Berlin (Ost) 
wurden am 1. April 2014 dem Landesarchiv 
Berlin übergeben.

Krankenbuchlager (KBL)
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WEITERE EINRICHTUNGEN
Auf den folgenden Seiten erhalten Sie Informationen zu wei-
teren Einrichtungen, welche dem Landesamt für Gesundheit 
und Soziales angeschlossen sind. Hierzu zählen unter ande-
rem die Deutsche Dienststelle (WASt) sowie die Stiftung Inva-
lidenhaus. 
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Stiftung Invalidenhaus Berlin

Mit stiftungseigenen Mitteln wurden in 2013  
Arbeiten für die Komplettsanierung von je 
zwei übereinanderliegenden Wohnungen im 
Haus 13 sowie im Haus 29 und einer Wohnung 
im Obergeschoss des Hauses 33 durchgeführt. 
In allen fünf Wohnungen wurden umfangrei-
che Instandsetzungsarbeiten in den Gewer-
ken Maler, Fliesenleger, Elektrik, Fußboden, 
Heizung und Sanitär ausgeführt. Im Durch-
schnitt wurden je Wohnung ca. 24.500 € auf-
gewendet. 10 weitere Wohnungen wurden 
teilsaniert. Hierbei wurden insbesondere die 
Wohnungen malermäßig instandgesetzt bzw. 
Arbeiten an Sanitäreinrichtungen oder Fuß-
böden durchgeführt. Die komplexe Dachsa-
nierung an einem Haus wurde fortgeführt. Im 
Mai wurde mit der Ausführung von dringend 
notwendigen Erhaltungsanstrichen an den 
Wohnungsaußenfenstern begonnen. Diese 
Arbeiten an den alten Holzsprossenfenstern 
sind sehr zeitaufwändig und stark witterungs-
abhängig.
In Vertretung für den Vorstand der Stiftung 
Invalidenhaus legte der Abteilungsleiter des 
Zentralen Services, Michael Thiel, am 20. Juli 
traditionsgemäß einen Kranz an der Erinne-
rungsstätte von Oberst Staehle in der Froh-
nauer Invalidensiedlung nieder. Mit dieser 
Kranzniederlegung wurde an die Frauen und 
Männer des Widerstands im Dritten Reich 
gedacht. Oberst Wilhelm Staehle, der letzte 
Kommandant der Invalidensiedlung, und sei-
ne Frau Hildegard waren aktive Widerstands-
kämpfer.
Am 1. September 2013 fand das Sommerfest 
im Landhaus Hubertus in der Invalidensied-
lung statt. Alle Bewohner und interessier-
te Freunde, Bekannte und Nachbarn waren 
dazu eingeladen. Zum Programm gehörten 
eine Führung durch die Invalidensiedlung, ein 
Vortrag zur Geschichte der Stiftung Invaliden-
haus Berlin sowie ein Quiz mit Preisen. Für 
musikalische Unterhaltung sorgte das Zoll-
Orchester Berlin. Dieses Konzert wurde vom 
Sozialverband Deutschland, Kreisverband Rei-
nickendorf, organisiert.

Die von Friedrich dem Großen im 
Jahre 1748 gegründete Stiftung 
Invalidenhaus Berlin wird heute 
vom Landesamt für Gesundheit 
und Soziales verwaltet. Vor-
stand und gesetzlicher Vertreter 
dieser rechtsfähigen Stiftung 
des öffentlichen Rechts ist der 
Präsident des Landesamtes für 
Gesundheit und Soziales. Seit 
1999 ist die Bewirtschaftung und 
Verwaltung des beweglichen und 
unbeweglichen Stiftungsvermö-
gens einem Geschäftsbesorger 
übertragen worden. Aufgabe der 
Stiftung ist es, Wohnraum an 
rentenberechtigte Kriegsbeschä-
digte oder subsidiär an Schwer-
behinderte zu vergeben. Die 
Wohnsiedlung in Berlin-Frohnau 
besteht aus 51 Häusern mit 180 
Wohnungen in 49 Mehrfamilien-
häusern, einem Gemeinschafts-
haus, einer Versehrtensporthalle 
und Nebengebäuden (Werkstatt 
und Garagen).
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Die Deutsche Dienststelle (WASt) für die Be-
nachrichtigung der nächsten Angehörigen 
von Gefallenen der ehemaligen deutschen 
Wehrmacht wird als eine Behörde des Landes 
Berlin geführt und ist dem LAGeSo zugeord-
net. Der Dienststelle werden ihre Haushalts-
mittel in voller Höhe vom Bund erstattet. Seit 
2012 liegt die finanzielle Zuständigkeit bei der 
Beauftragten der Bundesregierung für Kultur 
und Medien (BKM).
Zu den Aufgaben gehören unter anderem 
die Ausstellung der Kriegssterbefallanzeigen 
an die zuständigen Standesämter, die Be-
arbeitung der Anfragen von Amtsgerichten 
zu Todeserklärungsverfahren und von so 
genannten „Kriegskindern“ nach ihren leib-
lichen deutschen Vätern zur Vaterschafts-
klärung sowie Auskünfte und gutachterliche 
Stellungnahmen im Zusammenhang mit der 
strafrechtlichen Verfolgung von national-

sozialistischen Gewaltverbrechen zu natio-
nalen und internationalen Amts- und Rechts-
hilfeersuchen. Es werden die Personalien von 
unbekannten Toten durch Entschlüsselung 
der aufgefundenen Erkennungsmarken fest-
gestellt. Der Nachweis der Gräber von Wehr-
machtangehörigen sowie die Prüfung und 
Fertigung der Grabbelegungslisten für alle 
Bundesländer gehören ebenfalls zu den Auf-
gaben. Weiterhin werden gutachtliche Äuße-
rungen zu Ausbettungen und Identifizierun-
gen von namentlich noch unbekannten Toten 
vorgenommen und Bescheinigungen und 
Auskünfte gefertigt, die für Versorgungs- und 
Rentenzwecke notwendig sind.
Die Deutsche Dienststelle (WASt) arbeitet auf 
Grundlage von Vorschriften des Personen-
standswesens sowie zahlreicher Kriegsfolge-
gesetze.

Deutsche Dienststelle (WASt)

Akten in der WASt

In 2013 wurden 33.866 Anträge mit insgesamt 
110.936 Bearbeitungsfällen, davon 90.362 

personenbezogen und 20.574 sachbezogen, 
abgeschlossen.
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Ergebnisübermittlungen 2013 nach Auskunftsarten
Auskünfte zu	 Vorgänge 1)	 Bearbeitungsfälle 2)

Kriegssterbefallangelegenheiten	 623	 721
Dienstzeitangelegenheiten	 15576	 17.943
Verbleibsangelegenheiten	 11621	 15.937
Kriegsopferversorgung	 181	 174
Nationalsozialistische Gewaltverbrechen (NSG)	 467	 1.463
Kriegsgräberangelegenheiten	 2165	 68.955
Kriegsgefangenschaftsangelegenheiten	 443	 560
Staatsangehörigkeitsangelegenheiten	 772	 822
Sonstige Nachweise	 1909	 4.252
Informelle Vorgänge	 109	 109

Gesamtsicht	 33.866	 110.936

1) Die Rubrik Vorgänge umfasst die Anzahl der abgeschlossenen Anträge. Ein Vorgang kann mehrere Bearbeitungsfälle 
beinhalten
2) Die Rubrik Bearbeitungsfälle umfasst die Anzahl der im Rahmen der abgeschlossenen Vorgänge überprüften Personen 
bzw. der angefragten Sachverhalte.

Auch fast 70 Jahre nach Kriegsende wird wei-
terhin nach vermissten Angehörigen der ehe-
maligen deutschen Wehrmacht gesucht, es 
gelten noch immer ca. eine Million Soldaten 
als vermisst. 
Die Vielfalt der von der WASt verwalteten 
Unterlagen ermöglicht es, nahezu zu allen 
Fragestellungen, die im Zusammenhang mit 

dem Zweiten Weltkrieg stehen, Stellung zu 
nehmen. Selbst wenn es darum geht, Solda-
tenschicksale aus der Zeit des Ersten Welt-
krieges zu klären, kann vielen Antragstellern 
geholfen werden. 
Die nachfolgende Übersicht zeigt, auf welche 
Art von Unterlagen bei Recherchen zurück-
griffen werden kann. 

Akten- und Karteimaterial






